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Wie wir Flucht produzieren

KLIMA-KILLER

HARTZ-IV FÜR 
ÖSTERREICH 
Wie sozial sind die 
politischen Parteien?

AFD ZUM VERSCHWIN-
DEN BRINGEN
Burkard Dregger (CDU)
im Interview

ROT-BLAU 
Nur taktisches 
Kalkül?

MO



Was immer wieder vorkommt: Wenn jemand Geld oder das Handy gestohlen wird oder 
wenn vielleicht auch jemand etwas verliert, dann werden oft MO-KolporteurInnen, die zufällig 

vorbeikommen, als die ersten Verdächtigen von der Polizei untersucht. Think about it!

Was MO-KolporteurInnen erleben
Illustration: PM Hoffmann, Text: Thyra Veyder-Malberg

JETZT SPENDEN!
IBAN: AT87 6000 0000 9100 0590
BIC: BAWAATWW
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B Bislang gelten Klimaflüchtlinge noch weitgehend als Zukunftssze-
nario, auf das die Weltgemeinschaft eher früher als später Antworten 
finden muss. Geht es nach dem Verursacherprinzip, dann hat sich der 
Kreis schon jetzt auf unheilvolle Weise geschlossen. Schließlich sind es 
die Industrieländer, die den Großteil der Klimaerwärmung zu verant-
worten haben. SUVs sind – anstatt seltener – immer häufiger auf den 
Straßen zu sehen, billige Fernflüge „kurbeln“ den Tourismus „an“ und 
CO2-speichernde Regenwälder werden für Farmland abgeholzt. Es ist 
unser imperialer Lebensstil (© Ulrich Brand), für den andere bezahlen 
müssen. Im aktuellen Dossier haben wir deshalb exemplarisch beleuch-
tet, wie sich der Palmöl-Hype und Fleischkonsum auswirken. Zwei stil-
le Klimatreiber, die ganz selbstverständlich Teil unseres Konsums sind. 
Auch sie erhöhen den CO2-Gehalt in der Atmosphäre. Kohlendioxid ist 
ein Gas, das sich erst nach mehreren Tausend Jahren abgebaut hat. So-
lange wird es stetig zur Erwärmung der Erde und der Meere beitragen. 
Wer also die Flüchtlingspolitik als Problem separieren möchte, hat et-
was Grundlegendes nicht verstanden. Die UNO ist angesichts der Ent-
wicklungen jetzt schon gefragt, Migration auf neue Weise zu definieren.
Ganz kurzfristig gedacht, wird das Thema wohl auch die Wahlen im 
Oktober beeinflussen. Ein scheinbar unverwüstliches Emo-Thema. Wir 
wollten aber wissen, wie sozial die politischen Parteien eigentlich sind. 
Wer vertraut auf die stabilisierende und integrierende Kraft des Sozial-
staates? Und wer will ihn abbauen? Eigentlich ein wesentliches Kriteri-
um für die Stimmabgabe...

Spannende Momente wünscht
Gunnar Landsgesell

Liebe Leserin
Lieber Leser

MO EDITORIAL

Stille Klimakiller: Palmöl und Fleisch.

Fotomontage, Illustrationen:

Palmöl: shutterstock / LizavetaS

Fleisch: shutterstock / BlueRingMedia
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JETZT LIEGT’S AN IHNEN!

Bezahlte Anzeige

Infos unter: www.bildung.wien.at/bildungs-graetzl.html 
sowie beim MA 10 - Infotelefon: 01 277 55 55 

Nach dem beitragsfreien  Kindergarten, 
der sprachlichen Frühförderung und 
dem verpflichtenden Kindergartenjahr 
macht Wien in Sachen Bildung den 
nächsten wichtigen Schritt: die neu-
en „Wiener Bildungsgrätzl“. Durch die 
 Vernetzung verschiedener Bildungs-
angebote bekommen Kinder von Anfang 
an die Chance, ihre Stärken und Talente 
voll zu entfalten. Wie etwa im Bildungs-
grätzl Schönbrunn, wo bereits jetzt 
durch die Vernetzung von bestehen-
den Bildungsstrukturen Kurse ab dem 
 Kindergarten bis zur Matura durch-
gängig belegt werden können. 

Also: die Tür ist offen. 
Jetzt liegt’s an Ihnen!



Täglich mit DER STANDARD 

und derStandard.at

Heute schon 
jemanden 
entradikali-
siert?
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HANDLUNGSBEDARF

Vor 1945 waren Sündenböcke ein wichtiger 
Teil der Politik, beispielsweise bei Karl Lu-
eger, der von 1897 bis 1910 Wiener Bür-
germeister war. Lueger war populär. Er er-
zeugte seine Popularität unter anderem 
damit, Menschen gegeneinander auszuspie-
len. Hauptsündenbock für seine Christlich-
soziale Partei waren „die Juden“: „Hier in 
unserem Vaterlande Österreich liegen die 
Verhältnisse so, daß sich die Juden einen 
Einfluß erobert haben, der über ihre Zahl 
und Bedeutung hinausgeht. In Wien muß 
der arme Handwerker am Samstag nach-
mittag betteln gehen, um die Arbeit seiner 
Hände zu verwerten, betteln muß er beim 
jüdischen Möbelhändler.“
Kaiser Franz Josef I lehnte die Ernennung 
Luegers zum Wiener Bürgermeister mehr-
mals ab. Der Kaiser sah die Gleichberech-
tigung aller BürgerInnen in Gefahr. Erst 
nach jahrelangem Ringen stimmte er der 
Ernennung Luegers doch zu. Gegen Ende 
seiner politischen Karriere stellte Lueger 
seine Sündenbockpolitik als Strategie dar: 
„Ja, wissen S’, der Antisemitismus is’ a sehr 
gutes Agitationsmittel, um in der Politik hi-
naufzukommen.“
Mehr als hundert Jahre später gehört der 
Fingerzeig auf Sündenböcke wieder zur po-
litischen Strategie in Österreich. Jörg Haider 
brachte diese Strategie zurück ins Spiel. Jetzt 

steht sie erstmals ganz oben auf der Agenda 
eines Bundeskanzlerkandidaten. 
Die Tonalität dieses Kandidaten ist nicht so 
scharf wie jene Haiders oder Luegers, aber 
die Botschaften sind klar: Ausländer und 
insbesondere Flüchtlinge seien Mitschuld 
daran, dass die Abgabenquote in Österrei-
ch über 40 Prozent liege. Erstere würden 
„ins Sozialsystem zuwandern“ und zwei-
tere würden „zu viel kosten“. Zudem wür-
den Migranten die Kosten für das Ge-
sundheitssystem in die Höhe treiben, sagt 
Sebastian Kurz.
Kurz zeichnet ein Bild von Migran-
tInnen und Personen ohne österreichische 
Staatsbürgerschaft als Belastung für den 
Staat und als Menschen, die nicht zur 
österreichischen Bevölkerung gehören. 
Dass sie ein wichtiger Teil der Gesellschaft 
und auch Wirtschaft sind und oft schon 
lange in Österreich leben oder sogar hier 
geboren sind, wird in den Hintergrund ge-
drängt. 
Geflüchtete Frauen, Männer und Kinder 
kommen in der Rhetorik des Kanzlerkan-
didaten überhaupt nur noch als Menschen 
zweiter Klasse vor. Diesen Menschen solle 
man, wenn sie bedürftig sind, weit weni-
ger Unterstützung geben als anderen Men-
schen in Österreich, sagt Kurz.
Der ÖVP-Kandidat betreibt seine Sünden-

bockrhetorik nicht aus einer Emotion he-
raus, sondern aus kaltem Kalkül. Er weiß: 
Das Spiel mit Sündenböcken macht oftmals 
populär. Er weiß auch: Sündenböcke helfen 
dabei, die eigene Klientel aus Abgabendis-
kussionen herauszuhalten und von Steuer-
privilegien, die etwa Vermögende und Kon-
zerne genießen, abzulenken. Zudem weiß 
Kurz auch: Geplanter Sozialabbau lässt sich 
besser verkaufen, wenn man ihn als Maß-
nahme gegen „die Fremden“ bzw. gegen 
Menschen zweiter Klasse darstellt. 
Sein Sündenbockrepertoire vollendet Kurz, 
indem er eine religiöse Minderheit pau-
schal als „Problemgruppe“ abstempelt. Er 
charakterisiert MuslimInnen kollektiv als 
unfähig, einen qualitativ hochwertigen Kin-
dergarten zu leiten. Und er fordert, wenn es 
um die Genehmigung von Betreuungs- und 
Bildungseinrichtungen geht, offen die Dis-
kriminierung von MuslimInnen ein. 
Wird der Kanzlerkandidat auf seine Sün-
denbockpolitik angesprochen, weicht er ge-
schickt aus, und sagt, er würde bloß Pro-
bleme ansprechen und müsse dafür viel 
Prügel einstecken – er, das eigentliche Opfer.
Der 15. Oktober ist ein wichtiger Wahltag. 
Er ist auch eine Reifeprüfung für die Be-
reitschaft, das Spiel mit Sündenböcken zu 
belohnen.

Illustration: Petja Dimitrova

HANDLUNGSBEDARF

Rückkehr der 
Sündenböcke
Erstmals nach 1945 stehen Sündenböcke ganz oben auf  

der Agenda eines Bundeskanzlerkandidaten. Wird das 

am Wahltag belohnt?

Kommentar: Alexander Pollak
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DÜRREN HEIZEN
KONFLIKTE AN

Der Klimawandel gilt als die größte Bedrohung für die 
Menschheit. Die Szenarien reichen von Hungersnöten bis 

zu Kriegen und großen Fluchtbewegungen. Wie die Klima-
erwärmung jetzt schon Konflikte verstärkt.

Text: Eva Maria Bachinger, Fotos: Jork Weismann
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T uma steht in bunten Kleidern mit 
zwei ihrer sechs Kinder in der staub-
trockenen Savanne. Sie ist erschöpft: 

„So schlimm war die Dürre noch nie. Seit 
einem Jahr hat es nicht mehr geregnet.“ 
Mehr als 20 Kilometer muss sie regelmäßig 
in das Dorf Balesa gehen um Lebensmittel 
zu holen, ein Fünf-Stunden-Marsch in der 
Hitze. „Wir hatten 140 Ziegen und 30 Ka-
mele. Die meisten Tiere sind gestorben,“ er-
zählt die 42-Jährige. Ihr ältester Sohn müsse 
immer weiter mit den verbliebenen Tieren 
ziehen, um überhaupt noch Wasser zu fin-
den. Der 68-jährige Salesa ist der Dorfäl-
teste in El Adi, einem kleinen Dorf in der 
Region Marsabit in Kenia. „Schwer war es 
hier immer, aber früher kamen die Dürren 
nur alle sieben Jahre. Da hatten wir genü-

gend Zeit uns darauf vorzubereiten, Tiere 
zu mästen, Nahrungsmittel zu trocknen und 
zu lagern. Aber heute gibt es alle zwei bis 
drei Jahre eine verheerende Dürre. Wir ha-
ben keine Zeit uns von einer Dürre zu er-
holen, bevor die nächste kommt.“ 
Der Klimawandel gilt als größte Bedro-
hung für die Menschheit. Die meisten Fol-
gewirkungen müssen derzeit aber (noch) 
nicht die Hauptverursacher in den reiche-
ren Ländern ausbaden, sondern vor al-
lem Entwicklungsländer. Betroffene Ge-
biete sind neben den Inseln im Südpazifik 
die Subsahara-Region, Ostafrika, Länder 
der Himalayaregion, die von den großen 
Flüssen abhängig sind. Wenn Gletscher 
schmelzen, drohen Überflutungen, sind sie 
abgeschmolzen, Wassermangel. Der Welt-
agrarbericht stellte 2009 fest: „Was sich 
hinter globalen Durchschnittswerten von 
zwei bis vier Grad Erwärmung verbirgt, 
kann ganze Regionen der Erde unbewohn-
bar machen und auch in scheinbar weniger 
betroffenen Regionen zu wilden Wetterka-

priolen führen. Ein einziger Frost, Hagel, 
Starkregen, Hurrikan, Hitzeeinbruch oder 
Schädlingsausbruch können über Nacht die 
Ernte eines ganzen Jahres zerstören. Eine 
nicht berechenbare Verschiebung der Re-
genzeit macht den Zeitpunkt der Aussaat 
zum Lotteriespiel.“ 
Klimawandel trifft die ländliche arme 
Bevölkerung der Erde zuerst und am 
härtesten. Drei Viertel der Landbewohne-
rInnen sind arm, und 86 Prozent können 
ohne ihren Boden nicht überleben.

200 Millionen Klimaflüchtlinge?
Laut „Global Humanitarian Forum“ le-
ben mehr als 500 Millionen Menschen 
in gefährdeten Zonen, mehr als 20 Milli-
onen mussten aufgrund der Klimaände-
rungen bereits ihre Heimat verlassen. Bis 
2050 könnte es, so die Prognosen, bis zu 
200 Millionen Klimaflüchtlinge geben. 200 
Millionen, eine Zahl, die – man glaubt es 
kaum – 1993 vom britischen Naturschützer 
Norman Myers genannt wurde und seither 
immer wieder in Vorträgen und Medien-
berichten zitiert wird. „Sie ist zu einer ma-
gischen Zahl in der öffentlichen Debatte 

geworden und wird manchmal sogar als 
Vorhersage der Vereinten Nationen hin-
gestellt“, heißt es im aktuellen „Atlas der 
Umweltmigration“, den der Oekom Verlag 
eben herausgebracht hat. Viele Fragen blei-
ben dabei aber offen: „Sagen die Progno-
sen etwas über die Zahl der innerhalb eines 
bestimmten Jahres flüchtenden Menschen 
aus? Oder handelt es sich um die Zahl de-
rer, die bis 2050 ihr Zuhause verlieren wer-
den? Welche Definition für MigrantInnen 
sollte verwendet und welcher Zeitrah-
men und welche Entfernung sollten dafür 
berücksichtigt werden?“ Streng genommen 
gibt es keine „Klimaflüchtlinge“ im Sinne 
der Genfer Flüchtlingskonvention aus dem 
Jahr 1951, die Schutz vor politischer Verfol-
gung und Krieg garantiert. Der Klimawan-
del ist aus juristischer Sicht kein Grund für 
Asyl, erklärt Madeline Garlick von UNHCR 
in Genf: „Die Verfasser der Genfer Flücht-
lingskonvention haben nicht vorausgese-
hen, dass Menschen aufgrund des Klima-
wandels flüchten. Sie passen nicht in das 
Konzept der Konvention. Allerdings gibt 
es den Fall, dass Staaten nicht in der Lage 
sind, ihre Bevölkerung vor den Folgen der 
Klimaänderungen zu schützen oder sie 
unterstützen nur bestimmte Gruppen. Das 
wäre dann Diskriminierung und könnte ein 
Asylgrund im Sinne der Konvention sein“, 
so Garlick. 

Die meisten Menschen flüchten 
nicht nach Europa.
„Zu migrieren ist eine menschliche Fähig-
keit auf Widrigkeiten zu reagieren. Hät-
ten wir das nicht gelernt, gäbe es uns nicht 
mehr. Das ist also in erster Linie eine kon-
struktive, positive Reaktion, meint Chris-
toph Schweifer, Chef der Auslandshilfe der 
Caritas. Schwierig werde es vor allem dort, 
wo es zu einem Ressourcenwettbewerb 
kommt und eine politische Lösung nicht 
möglich ist. „Das löst Konflikte aus, wenn 
etwa in Darfur jahrzehntealte Vereinbarun-
gen nicht mehr funktionieren, wenn Vieh-
bauern in Ackergebiete ziehen, um ihr Vieh 
ernähren zu können.“ Durch den Klima-
wandel seien dort mehr Flüchtlinge zu er-
warten, wo das Leben ohnehin schon karg 
sei. Jede Veränderung wird dann zur le-
bensbedrohlichen Situation, während es 
den Regierungen an den Fähigkeiten und 
Ressourcen fehlt, um die Folgen abzufe-
dern. Während man in Europa mit einer 
„Flüchtlingskrise“ beschäftigt ist, findet 

KLIMAWANDEL TRIFFT 
DIE LÄNDLICHE ARME 
BEVÖLKERUNG DER 

ERDE ZUERST.
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Flucht oft regional statt und weit entfernt 
von den reichen westlichen Staaten und ih-
rer Aufmerksamkeit. So berichtet etwa der 
UNHCR, dass aktuell Tausende Menschen 
aus dem südostasiatischen Myanmar nach 
Bangladesch geflüchtet sind. „Bangladesch 
akzeptiert die Flüchtlinge, aber hat nicht 
viele Ressourcen, um ihnen zu helfen“, so 
die Expertin Garlick. „Was wir klar beob-
achten, ist, dass politische Konflikte und die 
Situation von Flüchtlingen sich durch kli-
matische Änderungen verschlimmern, etwa 
dadurch, dass Bangladesh vermehrt von 
Überschwemmungen betroffen ist. Auch in 
anderen Weltregionen, etwa am Horn von 
Afrika, verschärft die Hungersnot die Situ-
ation geflüchteter Menschen dramatisch.“ 
Caritas, Ärzte ohne Grenzen und UNHCR 
sind sich in dem Befund einig, dass die 
meisten klimabedingt vertriebenen Men-
schen eher im Land selbst oder in Nach-
barländer flüchten. „Im Norden Kenias liegt 
die Analphabetenrate bei 90 Prozent. Das 
sind Bauern, die kein Geld und keine Mög-
lichkeiten haben, nach Europa zu flüchten“, 
erzählt Christoph Schweifer von der Cari-
tas. Er war erst vor kurzem vor Ort. Auch 
Marcus Bachmann, der jüngst von seinem 
Einsatz im Südsudan für Ärzte ohne Gren-
zen zurückgekehrt ist, meint, dass es nicht 
der erste Gedanke der Betroffenen sei, in 

Nahrung und medizinischer Hilfe zu ha-
ben, brachliegende Felder, keine humanitä-
re Helfer vor Ort.“ Der Bürgerkrieg werde 
seit 2013 mit extremer Brutalität geführt, 
seit 2016 wird nicht nur geplündert, son-
dern werden Felder und Saatgut gezielt mit 
Feuer zerstört. Der Südsudan ist so groß 
wie Deutschland, hat aber nur 12 Milli-
onen EinwohnerInnen. Das Land könn-
te sich selbst ernähren, würden die Men-
schen in Frieden leben.“
Auch am Horn von Afrika ist für Bachmann 
die Lage ähnlich: „Zwar erleben wir spezi-
ell in Äthiopien und Somalia derzeit eine 
schlimme Dürre und behandeln auch vie-
le mangelernährte Kinder, aber auch die 
Flüchtlinge, die wir in Äthiopien betreuen, 
sind vor dem Krieg in Somalia und deren 
Folgen geflohen.“ Dass aufgrund der Dür-
re eine Hungersnot herrsche, schätzt er an-
ders als andere NGOs ein. „In verschiedenen 
Gebieten herrscht schwere, akute Unterer-
nährung vor, aber objektiv und mit den 
Jahren davor gesehen gibt es keine signifi-
kanten Unterschiede. Klimatische Verände-
rungen haben hier nicht entscheidend zur 
Hungerkrise beigetragen, sondern der Bür-
gerkrieg ist der Auslöser für die schwierige 
Ernährungssituation.“ Anders im Tschad, 
wo die Auswirkungen des Klimawandel zu 
beobachten sind. Bachmann: „Viele berich-
ten, dass die Anbauperioden kürzer wer-
den, und es zu wenig Regen gibt. Die Bö-
den geben nicht mehr so viel Ertrag. Dort 
ist der Druck der sich ausbreitenden Sahara 
spürbar. Ebenso wie im Niger und im Nor-
den Nigerias. Zu bedenken ist aber auch, 
dass wir in diesen Ländern ein hohes Be-
völkerungswachstum verzeichnen, womit es 
schwierig wird, alle Menschen zu ernähren.“ 

Wird Tuvalu untergehen? 
Der Syrienkrieg wird ebenfalls öfters als 
Beispiel für die Folgen des Klimawan-
dels genannt: Zwischen 2006 und 2011 
herrschte eine anhaltende Dürre, die laut 

die weite Welt zu ziehen: „Nach Uganda 
sind seit Juli 2016 mehr als eine Million 
Südsudanesen geflüchtet. Das ist die ulti-
ma ratio. Schließlich haben sie ihre Hei-
matdörfer verloren. Es braucht extrem star-
ken Druck, um Menschen in Bewegung zu 
setzen. Die erste Option ist immer, in der 
Nähe zu bleiben, in der Hoffnung, wieder 
zurückzukehren.“ Bachmann ist im Bezug 
auf Afrika wichtig, dass die Ursachen von 
Konflikten und Flucht oft sehr mannigfaltig 

sind. „Das sind sehr große Länder in Afrika, 
man kann sie nicht in einem Topf werfen, 
so wie man nicht sagen kann, dass die Men-
schen von Protugal bis zum Ural von etwas 
gleichermaßen betroffen sind. Im Fall von 
Afrika wird hingegen oft verallgemeinert.“ 
Einen Zusammenhang von Flucht und 
Klimawandel kann er zumindest für eini-
ge Regionen in Afrika nicht bestätigen: „Im 
Südsudan ist das Klima aus unserer Beob-
achtung nicht unbedingt der Fluchtgrund 
der Menschen. Sie fliehen vor der brutalen 
Gewalt gegen Zivilisten und den damit ein-
hergehenden Folgen wie keinen Zugang zu 

AUCH IM TSCHAD IST DER 
KLIMAWANDEL REAL.
DIE ANBAUPERIODEN 

WERDEN KÜRZER.

Hunger in Kenia: Früher kamen die Dürren alle sieben Jahre, man hatte Zeit, die Tiere zu mästen. Nun 

gibt es alle zwei bis drei Jahre eine verheerende Dürre, erzählt der Dorfälteste in El Adi.

Kenia. Selbstversorgung wird immer schwieriger.    

Lebensmittel gibt es 20 Kilometer entfernt.
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Klimaforscher Hans Joachim Schelln-
huber vom Institut für Klimafolgenfor-
schung in Potsdam die schlimmste seit 
900 Jahren war. Auf mehr als der Hälfte der 
Landesfläche waren Ernteausfälle zu bekla-
gen, Viehzüchter hatten 85 Prozent ihrer 
Herden verloren. Die syrische Regierung 
ließ die Landbevölkerung mit dem Prob-
lem weitgehend allein. Rund zwei Milli-
onen Menschen flohen als Reaktion vom 
Land in die Städte, dort gab es allerdings 
auch keine Perspektive. „Der Klimawandel 
ist nicht die Ursache für den Krieg, aber 
er hat zu jener Dürre geführt, die in Kom-
bination mit verfehlter Politik und einem 
autoritären Regime viele Menschen in die 
Verzweiflung getrieben hat“, sagt Klimafor-
scherin Helga Kromp-Kolb von der Wiener 
Universität für Bodenkultur. Das heißt, der 
Klimawandel kann Krisen verschärfen und 
so zu Fluchtbewegungen beitragen. Anders 
verhält sich das etwa bei den vielzitierten 
Inselstaaten im Pazifik, etwa von Tuvalu. 
Diese Menschen drohen ausschließlich auf-
grund des Klimawandels zu Vertriebenen 
zu werden. Laut Prognose des Klimafor-
schungsverbundes IPCC sollen die Tempe-
raturen weltweit bis zum Jahr 2050 um ein 
Grad Celsius und der Meeresspiegel um 20 
Zentimeter steigen, bis 2100 um 1,5 Grad 
Celsius und 50 Zentimeter. Für den Insel-

staat Tuvalu mit rund 11.000 EinwohnerIn-
nen, der im Schnitt nur zwei Meter aus dem 
Wasser ragt, sind diese Aussichten äußerst 
bedrohlich. Aber auch andere Weltregionen 
wie Bangladesch, Florida oder die Nieder-
lande liegen kaum über (oder teils unter) 
Meeresniveau.
Als weiteren Schritt gegen den Klimawan-
del haben sich beim Pariser Weltklima-
gipfel 2015 195 Staaten auf das Ziel geei-
nigt, die Erwärmung durch Maßnahmen 

auf durchschnittlich 1,5 Grad zu begren-
zen. Zudem soll betroffenen Menschen so-
wie Staaten geholfen werden: Die Indust-
riestaaten wollen dafür von 2020 bis 2025 
jährlich rund 100 Milliarden Euro für Ent-
wicklungsländer bereitstellen. Zusätzlich 
haben sie sich verpflichtet, klimabedingt 
Vertriebenen zu helfen. Nachbarstaaten 
der Südseeinseln wie Neuseeland haben 
bereits ein eigenes Migrationsprogramm 
ins Leben gerufen. Auch Österreich leiste 
seinen Beitrag, heißt es aus dem Umwelt-
ministerium. Jährlich würden rund 140 
Millionen Euro für internationale Klima-

schutzprojekte ausgegeben. „Ein Teil da-
von ist der österreichische Beitrag zum 
„Green Climate Fund“. 20 Millionen Euro 
bis 2018 wurde als Anstoßfinanzierung zu-
gesagt, ein großer Teil wurde bereits vorzei-
tig überweisen. Österreichs Beitrag wurde 
kürzlich um weitere sechs Millionen Euro 
aufgestockt“, erklärt Sprecherin Magdale-
na Rauscher-Weber. Allerdings wurde der 
Climate Fund laut Außenamt schon 2010 
gegründet. Zudem wurde bereits bei der 
Klima-Konferenz 2009 vereinbart, dass die 
Industriestaaten in den Jahren 2010-2012 
insgesamt 30 Milliarden US-Dollar als An-
schubfinanzierung und ab dem Jahr 2020 
jeweils 100 Milliarden pro Jahr bereitstellen 
würden. Die Pariser Vereinbarungen sind 
völkerrechtlich bindend, doch Sanktionen 
sind nicht vorgesehen. UNHCR-Expertin 
Garlick sieht nach wie vor eine Lücke im 
Rechtsbereich. Es gebe derzeit keine spe-
zifische Konvention und konkrete Regeln. 
„Wir brauchen eine internationale Lösung, 
wie wir mit klimabedingt Vertriebenen um-
gehen. Jeder Staat muss einen Beitrag leis-
ten, sonst wird das Problem nicht gelöst.“
 

Buchtipp: Dina Ionesco, Daria Mokhnacheva und 

François Gemenne: Atlas der Umweltmigration. 

Oekom-Verlag 2017

PARIS, WELTKLIMAGIPFEL: 
DIE ERDERWÄRMUNG

SOLL AUF 1,5 GRAD 
BEGRENZT WERDEN.

Dürre in Kenia, Region Marsabit. Die Menschen sind auf Unterstützung von NGOs angewiesen. 
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D as Fett der Ölpalme hat viele Eigen-
schaften, die es vor allem für die in-
dustrielle Lebensmittelproduktion 

interessant machen. Letztendlich sind es 
aber vor allem die geringen Produktions-
kosten, die es für die Hersteller von Agro-
Treibstoff, Keksen oder Kerzen so attraktiv 
macht. Während sich Investoren aus Eu-
ropa und Asien und Betreiber industriel-
ler Plantagen und Raffinerien in den ver-
gangenen 30 Jahren eine goldene Nase am 
Palmöl-Boom verdient haben, wurden riesi-
ge Regenwaldflächen abgeholzt, Moore tro-
ckengelegt und dabei unglaubliche Mengen 
an klimaschädlichem CO

2
 freigesetzt. Dazu 

wurden viele LandwirtInnen, manchmal 
ganze Dörfer, gewaltsam von ihrem Land 
vertrieben. 
Im Juli 2016 reiste ich als Vertreter von 
GLOBAL 2000 gemeinsam mit KollegIn-
nen von Südwind nach Indonesien, um die 
Auswirkungen des Palmölanbaus mit eige-
nen Augen zu sehen. Unterstützt wurden 
wir dabei vor Ort von KollegInnen unserer 
indonesischen Friends of the Earth-Part-
nerorganisation WALHI. 

Palmöl hat sich in einem unglaublichen Tempo zum weltweit 
meist verwendeten pflanzlichen Öl entwickelt. Weil es billiger als 
andere Pflanzenöle ist, wird es nun in Lebens- und Futtermittel 

eingesetzt, aber auch in Agro-Treibstoffen, Kosmetika oder Hygie-
neprodukten. Was aber ist der tatsächliche Preis für das Billig-Öl? 

Ein Lokalaugenschein in Indonesien.
Reportage: Lisa Kernegger, Martin Wildenberg

DER PALMÖL-
HYPE

Polizei und Militär: für „Sicherheits-
dienste“ bezahlt
Seit der Dezentralisierung Indonesiens zu 
Begin dieses Jahrtausends haben sich die 
Machtzentren innerhalb des Landes weg 
von Jakarta und hin zu den Provinzen und 
ihren Vorstehern – den so genannten Bu-
patis – verschoben. Der zuvor im Zentrum 
ausgetragene Machtkampf um Ressourcen 

ist nun in den regionalen Zentren der Peri-
pherie unter den lokalen Eliten entbrannt. 
Korruption und politisch motivierte Ge-
walt – einst fest in der Hand der Zentral-
regierung – haben sich dezentralisiert und 
eine nur schwer zu kontrollierende Eigen-
dynamik entwickelt. Auf die wiederkeh-
renden zivilgesellschaftlichen Proteste re-
agiert der Staat nicht selten brutal. Polizei 
und Militär lassen sich zudem von lokalen 
Regierungen und den auf Plantagen und in 

der Bergbauindustrie tätigen Unternehmen 
für „Sicherheitsdienste“ großzügig bezah-
len. Sie sind tief in die Machtkämpfe um 
Einfluss und Kontrolle über die Ausbeu-
tung der natürlichen Ressourcen verwi-
ckelt.

Ein Bauer erzählt: „Früher gab es hier Wald 
und auf unseren Feldern haben wir Mais, 
Reis, Mangos und andere Früchte für un-
seren Eigenbedarf angebaut. 2011 gab die 
Regierung dann dem Sanda Indah Lestari 
(PT SIL)-Konzern die Konzession für unser 
Land, ohne uns zu fragen. „PT SIL“ schüch-
tert uns ein und hat viele von uns dazu ge-
zwungen, ihnen das Land zu überschreiben. 
Sie sagen, dass wir ihnen das Land über-
schreiben sollen, weil wir von ihnen jetzt 
noch eine Abfindung bekommen. Später 
würden sie es einfach nehmen und wir gar 
nichts mehr dafür bekommen.“
Auf die Frage, wie es sich hier mit den 
Landrechten verhalte, antwortet er: „Wir 
leben auf dem Land unserer Großeltern, 
aber wir haben keine schriftlichen Besitzur-
kunden. Es ist sehr schwer für uns, unsere 

KONZERNE SAGEN, WIR 
SOLLEN IHNEN DAS LAND
ÜBERSCHREIBEN. SONST 

KRIEGEN WIR GAR NICHTS.
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Der niedrige Preis für Palmöl-Produkte erzeugt anderswo hohe Kosten, etwa hier in Indonesien. Oben: Gerodetes Land. Unten: In Riau – einem der Zentren 

der Indonesischen Palmöl-Produktion – erfassen wir das wahre Ausmaß der Palmöl-Epidemie. Monokulturen soweit das Auge reicht. 
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Landrechte verbrieft zu bekommen – wäh-
rend es für die Unternehmen ein Leichtes 
ist, Konzessionen über tausende von Hek-
tar zu erhalten.“ Warum sie auf den ver-
bliebenen Feldern keinen Reis mehr an-
bauen, will ich wissen. Da deutet Osim 
(Name geändert, Anm.) auf einen etwa drei  
Meter tiefen Kanal, der sich durch die 
Landschaft schneidet: „Den Kanal hier 
hat „PT SIL“ unter Polizei Schutz gebaut, 
um das Grundwasser abzusenken. Damit 
sind auch die uns verbliebenen Felder aus-
getrocknet. Wir können auf ihnen keinen 
Reis mehr anbauen.“ 

Hoffnung auf Wirtschaftswachstum
Die Erträge aus dem eigenen Anbau wer-
den immer kleiner, daher müssen sie im-
mer mehr Grundnahrungsmittel zukau-
fen. Einen Arbeitsplatz auf den Plantagen 
knüpfen die Palmölkonzerne jedoch häufig 
an die Bedingung, das verbliebene Land an 
das Unternehmen zu überschreiben. Und 
nach zwei bis drei Monaten wird der oder 
die ArbeitnehmerIn dann wieder entlas-
sen. Die großen Versprechungen über wirt-
schaftliches Wachstum in der Region stel-
len sich als große (Ent-)Täuschung heraus. 
In Riau – einem der Zentren der Indo-
nesischen Palmöl-Produktion – erfassen 
wir das wahre Ausmaß der Palmöl-Epide-
mie. Ölpalmen-Monokulturen soweit das 
Auge reicht. Ein bedrückendes Gefühl be-

schleicht mich. Unvorstellbar, dass hier 
noch vor weniger als dreißig Jahren dich-
ter Urwald stand, der mit seinen meterdi-
cken Urwaldriesen Tigern, Orang-Utans 
und dem Sumatra-Nashorn ein Zuhause 
bot. Heute sind all diese Tierarten akut vom 
Aussterben bedroht. Zusätzlich wirkt sich 

auch das Trockenlegen der weitläufigen 
indonesischen Moore für neue Plantagen 
verheerend auf den Klimawandel aus. Vie-
le Böden in den Tiefebenen von Riau und 
Borneo bestehen aus meterdicken Moorbö-
den, in denen über Jahrtausende Biomasse 
und damit CO

2
 gespeichert ist. 

Kinder: leiden an den Folgen
Diese Böden werden nun von den Palmöl-
Konzernen trockengelegt. Dadurch kommt 
ein Abbauprozess in Gang, durch den Un-
mengen an klimaschädlichem CO

2
 freige-

setzt werden. Und nicht nur das: Während 
Indonesiens Trockenzeit – die aufgrund 
des Klimawandels immer extremer wird 
– kommt es regelmäßig zu verheerenden 
Torfbränden. Plantagenfirmen stehen im-
mer wieder in Verdacht, die Feuer absicht-
lich zu legen, um Flächen billig zu entwal-
den. Sicher ist jedenfalls, dass sie durch das 
großflächige Trockenlegen der Moorböden 
maßgeblich zu den Bränden beitragen. Im-
mer wieder ist die ganze Region bis hinauf 
nach Singapur wochenlang in Rauchwol-
ken gehüllt, mit katastrophalen gesundheit-
lichen Folgen für die Bevölkerung. Mehr als 
eine halbe Million Menschen leiden bereits 
unter Atemwegsbeschwerden, vor allem 
Kinder leiden und sterben an den Folgen 
dieser Umweltkatastrophe.
In Riau besuchen wir noch ein kleines 
Dorf, eine halbe Tagesreise flußaufwärts 
von der nächsten größeren Stadt. Seit fast 
zwei Jahren kämpft das Dorf um sein Über-
leben. Der für den Bootsbau unerlässli-
che Gemeindewald wurde vom korrupten 
Dorfvorsteher ohne Wissen der Dorfbe-
wohnerInnen an einen Palmöl-Konzern 
verkauft. Als die Bagger auftauchten und 
anfingen den Wald zu roden, erhoben die 
fassungslosen DorfbewohnerInnen Ein-
spruch bei ihrem Bupati. Eigentlich hätte 
dies bis zur rechtlichen Abklärung des Falls 
zu einem Rodungsstopp führen sollen. Tat-
sächlich setzte die Firma ihre Arbeit jedoch 
unbeirrt fort. Als  einige DorfbewohnerIn-
nen daraufhin das Symbol der Waldzerstö-
rung – den Bagger – anzündeten, stürmten 
zweihundert Polizisten das Dorf und ver-
hafteten alle Männer, die sich nicht recht-
zeitig verstecken konnten. Im Gefängnis 
wurden sie mit brennenden Zigaretten und 
Schlägen gefoltert, um ihnen ein Schuldge-

MONOKULTUREN STATT UR-
WALD. METERDICKE MOOR-

BÖDEN SETZEN 
UNMENGEN AN CO2 FREI.

Arbeiter lädt die Palmfrüchte in die Körbe. Dem Land wird durch tiefe Kanäle das Wasser entzogen, der 

Grundwasserspiegel abgesenkt.  Bauern leiden seither unter der Trockenheit auf ihren Feldern. 

Baggerarbeiten: Der Einspruch der DorfbewohnerInnen bei ihrem Bupati brachte nichts.
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Mensch und Umwelt zu denken. Sie ver-
schenkten unser Land und bekamen für je-
den so genannten „Permit“ einen persönli-
chen Bonus ausgezahlt. Wir werden diese 
Permits nun alle überprüfen und gegebe-
nenfalls zurückziehen. Die Menschen wün-
schen sich, Palmöl wieder durch anderen 
Kulturen zu ersetzen. Kulturen, die Nutzen 
bringen und umweltfreundlich sind.“, führt 
Dirwan aus. Wir verlassen South-Bengku-
lu mit dem guten Gefühl, dass es auch an-
ders geht. Zenzi, unser Kollege von WALHI, 
hofft, dass Dirwan Mahmud und seine Poli-
tik in South-Bengkulu zum Vorbild für an-
dere indonesische Distrikte wird. 

Palmöl einschränken, aber wie? 
Ein Schritt in Richtung nachhaltigerer 
Palmölproduktion sind sicherlich Zertifi-
zierungssysteme, wenn sie auch bei weitem 
nicht alle Probleme lösen können. RSPO, 
das derzeit am meisten genutzte Zertifi-
zierungssystem für Palmöl, geht zudem 

noch nicht weit genug, da es zum Beispiel 
den Palmöl-Anbau auf Torflandschaften 
und den Einsatz von hochgiftigen Pflan-
zenschutzmitteln zulässt und nicht genug 
Transparenz in den Lieferketten einfordert.
Wir KonsumentInnen können nachhalti-
geres Palmöl kaum von Palmöl aus Raub-
bau unterscheiden. Eines ist allerdings si-
cher: Selbst wenn wir dies könnten, kann 
und darf die Verantwortung nicht auf die 
moralische Entscheidung der Konsumen-
tInnen reduziert werden. Bei vielen Pro-
dukten ist es zudem nicht einmal ersicht-
lich, ob Palmöl überhaupt darin enthalten 
ist. Es sind hier also sowohl die Politik ge-
fragt, entsprechende Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, als auch die Unternehmen 
selbst, Verantwortung für ihr Handeln zu 
übernehmen. Eine nachhaltige Zukunft 
braucht strukturelle Veränderungen, die 
einen sozial und ökologisch fairen Handel 
zur Regel und nicht zur marketingtaugli-
chen Ausnahme machen! 

Lisa Kernegger studierte Biologie/Ökologie in 

Wien und Montpellier, war im Joint Research 

Center (JRC) der Europäischen Kommission tä-

tig und ist seit fast zehn Jahren für GLOBAL 2000 

aktiv. Derzeit beschäftigt sie sich hauptsächlich 

mit den Folgen des Hoch-Konsum-Lebensstils und 

dessen negativen Auswirkungen auf Mensch und 

Umwelt weltweit. 

Martin Wildenberg studierte Ökologie und Sozia-

le Ökologie in Wien und ist seit sieben Jahren für 

GLOBAL 2000 aktiv. Er beschäftigt sich vor allem 

mit den globalen Auswirkungen unseres Konsums 

auf Natur und Mensch, globalen Wertschöpfungs-

ketten, nachhaltigen Transformationen und Im-

pact Measurement.

ständnis zu entlocken. 16 Männer wurden 
schließlich verurteilt und inhaftiert. „Ich 
habe das Vertrauen in unser Rechtssystem 
völlig verloren. Wer mehr Geld hat, gewinnt 
– nicht der, der eigentlich im Recht ist,“ be-
klagt sich einer der betroffenen Männer. 

Austrocknung der Böden
Dirwan Mahmud, der neue Bupati des Süd-
Bengkulu-Distrikts, ist einer der wenigen 
AmtskollegInnen, der versucht, eine Politik 
umzusetzen, die das Wohl der breiten Be-
völkerung zum Ziel hat. „Vor etwa 30 Jah-
ren kam das Palmöl nach Süd-Bengkulu, 
die lokale Regierung war an den Plantagen 
beteiligt. Die negativen Auswirkungen auf 
die Umwelt machten sich bald bemerkbar. 
Palmöl verbraucht nämlich sehr viel Was-
ser. Während der Trockenzeit gibt es dann 
kein Wasser mehr und während der Re-
genzeit gibt es dafür Überschwemmungen. 
Die Bupatis haben die Palmölfirmen will-
kommen geheißen, ohne an die Folgen für 

Gutes Geschäft, schlecht für das Klima. Für KonsumentInnen ist es schwierig, Palmöl zu vermeiden. Es findet sich selbst in Waschmittel und  Agro-Sprit.

Europas Konsum zerstört die Regenwälder.
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WIEVIEL FLEISCH 
VERTRÄGT 

UNSERE WELT?
Die Weltbevölkerung wird sich bis 2050 von 7,5 auf 

10 Milliarden Menschen erhöhen. Können wir Hungersnöte
verhindern, indem wir mehr Fleisch produzieren?

Text: Bernhard Wohner

Ressourcenintensive Ernährung: Um eine Kalorie Fleisch zu erzeugen, werden zwischen zwei und 

sieben pflanzliche Kalorien benötigt, die den Tieren gefüttert werden.

11 Fragen zum Fleisch

1. Warum soll Fleischkonsum für unser 
Klima schädlich sein? Die Tiere stehen 
doch in Österreich auf der Weide.
Wie viele Tiere in Österreich jemals auf 
eine Weide gelangen, ist nicht in öffentli-
chen Statistiken zu finden. Laut eines Vor-
trages im Rahmen der Fachtagung mit dem 
Thema „Tierwohl und Umweltschutz in der 
Gastronomie“ erhalten in Österreich weni-
ger als 15 Prozent der Rinder Zugang zu 
einer Weide, bei Schweinen sehen weniger 
als ein Tier von Hundert in ihrem Leben 
das Freie. 
Auf das Klima wirkt sich die Tierhaltung 
sowohl auf der Weide, als auch im Stall 
aus. Durch die Verdauungsprozesse entste-
hen die besonders klimawirksamen Treib-
hausgase Methan und Lachgas. In der öf-
fentlichen Debatte wird zumeist über CO

2
 

gesprochen. Dabei ist Methangas rund 29-
mal und Lachgas sogar 265-mal schädli-
cher für das Klima. Ob diese Treibhausga-
se im Stall oder auf der Weide produziert 
werden, spielt für unser Klima keine Rolle.
Neben den direkten Emissionen der Tie-
re ist auch der Anbau der Futtermittel be-
deutend. Rinder, die sich auf der Weide von 
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Nein, denn Hungersnöte werden durch die 
verstärkte Fleischproduktion sogar ange-
facht. Um eine Kalorie Fleisch zu erzeugen, 
werden zwischen zwei und sieben pflanzli-
che Kalorien benötigt, die den Tieren ge-
füttert werden. Dadurch entsteht eine un-
glaubliche Lebensmittelverschwendung. 
Außerdem war die Nachfrage nach Futter-
mittel auch ein Auslöser für die Krise der 
Grundnahrungsmittelpreise in den Jahren 
2007 bis 2008. Damals hatten sich die Prei-
se von Getreide fast verdoppelt. Für viele 
ärmere Bevölkerungsschichten wurden sie 
damit unerschwinglich, besonders in den 
ärmeren Ländern Asiens und im subsaha-
rischen Afrika.
Ein Beispiel: Weltweit werden rund 90 Pro-
zent der Sojaernte und knapp ein Drittel 
der Getreideernte von Tieren, statt von 
Menschen gegessen. Diese Mengen al-
lein würden ausreichen, um 3,5 Milliarden 
Menschen – und damit den bis 2050 pro-
gnostizierten Bevölkerungszuwachs – zu  
ernähren.

3. Durch den Sojaanbau werden für das 
Klima wichtige Regenwälder zerstört. 
Sind vegan lebende Menschen an dieser 
Entwicklung schuld?
In Österreich gekaufte Soja-Drinks und 
Tofu werden im Regelfall aus österreichi-
schem oder europäischem Soja hergestellt, 
dafür wird kein Regenwald zerstört. Dra-
matischer ist aber: Wir importieren jährlich 
rund 70 Kilogramm Soja pro Österreiche-
rIn, die fast ausschließlich für die heimi-
sche Tierhaltung verwendet werden, wovon 
rund 90 Prozent  gentechnisch verändert 
ist. Das meiste Soja stammt aus Argentini-
en, Brasilien und den USA. Allein in Bra-
silien wurde in den letzten 15 Jahren eine 
Waldfläche vier Mal so groß wie Österreich 
gerodet, auf der sich nun Soja-Monokul-
turen finden oder Rinder gehalten werden.

4. Kann Österreich oder Europa statt Soja 
aus Südamerika nicht einfach heimische 
Futtermittel einsetzen?
Der Selbstversorgungsgrad der EU-Länder 
mit Soja liegt bei einigen wenigen Prozent. 
Obwohl Österreich den fünftgrößten Soja-
anbau in der EU hat, kann es bei Weitem 

nicht genug davon produzieren, um die – 
durch den hohen Fleischkonsum bedingte 
Nachfrage – auch nur ansatzweise zu bedie-
nen. Um die gleiche Menge an Eiweiß aus 
Soja ersetzen zu können, wäre eine größe-
re Menge eines heimischen Ersatzproduk-
tes nötig, wie z.B. Rapsschrot. Dafür gibt es 
aber weder in Österreich noch in der EU 
genug landwirtschaftliche Flächen.

5. Fleisch aus europäischer Produktion 
taucht immer öfter in Afrika auf. Wie 
kann es sein, dass Hühnchen-Schenkel 
afrikanische Märkte unter Druck setzen?
Ein Huhn besteht nicht nur aus Brustfleisch 
und so fallen bei der Schlachtung von Ge-
flügel auch viele Fleischteile an, die wir ver-
wöhnten EuropäerInnen als minderwertig 
ansehen. Deshalb werden große Teile von 
geschlachteten Hühnern – aber auch von 
Schweinen und Rindern – in die Welt und 
auch nach Afrika exportiert. In den vergan-
genen zehn Jahren haben sich die Geflü-
gelfleischexporte der EU nach Afrika fast 
verdreifacht. Afrikanische Geflügelzüchter 
werden auf diese Weise oftmals wirtschaft-
lich ruiniert: Die Produktionskosten in Eu-
ropa belaufen sich mit 1,80 Euro auf nur 
knapp die Hälfte der Produktionskosten in 
afrikanischen Ländern. 

6. Oft hat man den Eindruck, Fleisch wird 
im Supermarkt billiger angeboten als Ge-
müse. Wie kann das sein?
Fleischproduzierende Betriebe müssen 
weder für die entstehenden Treibhausgas-
Emissionen, noch für die gewässerbelas-
tende Gülle der Tiere bezahlen. Das Ver-
ursacherprinzip entfällt, denn es fehlen 
Instrumente, die die entstehenden Umwelt-
kosten und Gesundheitskosten von Fleisch 
in das Produkt einpreisen.
Zudem ist der Lebensmittelhandel selbst 
in die Erzeugung von Fleisch eingestie-
gen, und auch die beinharte Konkurrenz 
im Rahmen von Preis-Aktionen setzen die 
Landwirtschaft immens unter Druck, im-
mer billiger Fleisch zu produzieren.

7. Was passiert mit den Millionen Ton-
nen von Gülle und dem Methangas, die 
bei der Fleischproduktion entstehen?
Während das in der Viehhaltung entstehen-
de Methangas in die Atmosphäre entweicht 
und dadurch den Klimawandel weiter an-
treibt, müssen landwirtschaftliche Betriebe 
geeignete Entsorgungswege für die anfal-

HÜHNERSCHENKEL FÜR 
AFRIKA - ZUM HALBEN 

PREIS DER LOKALEN 
PRODUZENTEN.

Gras ernähren, nehmen für den Menschen 
nicht verwertbares Pflanzenmaterial auf 
und stehen dadurch mit uns nicht in di-
rekter Nahrungsmittelkonkurrenz. Doch 
die Weidehaltung hat nicht nur Vortei-
le, denn die Tiere auf der Weide wachsen 
langsamer als die im Stall und müssen da-
mit älter werden, um das gleiche Gewicht 
zu erreichen. Dadurch werden auch über 
eine längere Zeit Emissionen erzeugt, zu-
gleich ist jedoch kaum Getreideanbau für 
diese Tiere nötig. Manche Studien kommen 
dabei zum Ergebnis, dass Tiere auf der Wei-
de pro erzeugtem Kilogramm Fleisch eine 
höhere CO

2
-Bilanz als solche aus dem Stall 

aufweisen. Den Tieren Auslauf zu geben – 
egal ob Rindern, Schweinen oder Geflügel 
– ist aber zumindest artgerechter.

2. Die Weltbevölkerung wird sich bis 
2050 von 7,5 auf 10 Milliarden Menschen 
erhöhen. Können wir Hungersnöte ver-
hindern, indem wir noch mehr Fleisch 
produzieren?

Foto: istockphoto/anna1311
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lende Gülle der Tiere suchen. 
Die stickstoffhaltige Gülle 
kann durch das Ausbrin-
gen auf Feldern den Ein-
satz künstlicher Dün-
gemittel ersetzen und 
ist somit im Sinne der 
Kreislaufwirtschaft zu 
begrüßen, doch wird 
Grünland zum Teil 
stark überdingt. Die 
Menge ausgebrach-
ter Gülle ist in Ös-
terreich so hoch, dass 
dabei nicht immer ge-
setzliche Grenzwerte auf 
dem Feld oder als Nitrat-
rückstände im Trinkwasser 
eingehalten werden. Sinnvol-
ler wäre es, solche Überschüsse 
vermehrt zur Energiegewinnung 
in Biogasanlagen einzusetzen, um 
dort die Verstromung von Nahrungs-
mitteln wie Mais zu ersetzen. Gülle stellt 
auch eine Gefahr für Oberflächengewässer 
dar. Erst im Juli kam es wieder zu einem 
Gülleaustritt in einem steirischen Schwei-
nemastbetrieb, der ein massives Fischster-
ben im nahegelegenen Bach auf drei Kilo-
metern Länge zur Folge hatte.

8. Ist es schädlich für meine Gesundheit, 
wenn ich Schweine-, Hühner- oder Rin-
derfleisch verzehre?
Zahlreiche Studien bezeugen die gesund-
heitlichen Vorteile einer vegetarischen oder 
veganen Ernährung. So lauten z.B. die Er-
kenntnisse der US-amerikanischen „Ad-
ventist Health Study“, dass das Risiko an 
Bluthochdruck zu leiden, oder an Diabetes 
oder Krebs zu erkranken, bei einer pflanz-
lichen Ernährung deutlich geringer ist, als 
wenn man regelmäßig Fleisch isst.
Die Weltgesundheitsorganisation WHO hat 
im Jahr 2015 den Genuss von verarbeite-
tem Fleisch, also Wurst oder Schinken, als 
krebserregend eingestuft. Laut der WHO 
gilt rotes Fleisch (Rind, Schwein) generell 
als krebserregend. 

9. Hilft es dem Klima oder meiner Ge-
sundheit, Bio-Fleisch zu kaufen?

In einer Langzeitstudie stellte das For-
schungsinstitut für die Biologie landwirt-
schaftlicher Nutztiere fest, dass Rinder aus 
Bio-Landwirtschaft im Vergleich zu solchen 
aus konventioneller Haltung doppelt so vie-
le gesunde Omega-3-Fettsäuren enthalten. 
Das sei vor allem auf die höhere Menge an 
Grünfutter und ihre Bewegungsfreiheit zu-

rückzuführen. Antibiotikagaben sind in der 
Bio-Haltung streng reglementiert und das 
Futtermittel wird ohne Einsatz von chemi-
schen Pestiziden angebaut. 
Gentechnisch verändertes Futter darf nicht 
eingesetzt werden, womit es unwahrschein-
licher ist, dass Bio-Tieren Soja aus ehema-
ligen Regenwaldgebieten verfüttert wird. 
In der Bio-Tierhaltung entstehen jedoch 
ebenso Treibhausgasemissionen, wodurch 
pflanzliche Produkte im Vergleich weiter-
hin wesentlich umweltfreundlicher sind.

10. Bio-Fleisch ist teuer. 
Leben wohlhabende Men-

schen gesünder, weil sie 
es sich leisten können?
Eine gesunde Ernäh-
rung wird haupt-
sächlich durch eine 
Reduktion des Fleisch-
konsums, oder auch 
durch den gänzli-
chen Verzicht erreicht. 
Empfohlen wird, nicht 
mehr als drei Portionen 

Fleisch pro Woche zu es-
sen, in Österreich sind es 

durchschnittlich fünf Por-
tionen. Wer weniger Fleisch 

isst, kann das ersparte Geld in 
den Kauf von heimischem Bio-

Fleisch investieren.

11. Muss ich ein schlechtes Gewissen 
haben, wenn ich Schweinefleisch esse?
Das Schwein gehört zu den intelligentes-
ten Säugetieren. Schweine erkennen sich 
–wie Elefanten, Delphine und Primaten 
– selbst im Spiegel, worauf auf eine Form 
von Selbstbewusstsein geschlossen werden 
kann. Schweine gelten als besonders sozi-
al, freundlich und loyal und können mehr 
Kommandos als Hunde lernen. Man geht 
davon aus, dass die Intelligenz von Schwei-
nen über jene von dreijährigen Kindern 
hinausgeht. Eine US-amerikanische Stu-
die stellte fest, dass Schweine Videospiele 
mit Joysticks besser bedienen können als 
die meisten Primaten. Die ethische Ent-
scheidung, Tiere zu essen, muss aber jeder 
und jede für sich selbst treffen. Ungeachtet 
dessen muss die Haltung dieser Tiere ver-
bessert werden. In Österreich lebt ein kon-
ventionelles Schwein momentan auf einem 
Quadratmeter, ohne Möglichkeit zu wühlen 
oder sich zu suhlen.  

Bernhard Wohner studierte Landschaftsplanung, 

Umwelt- und Bioressourcenmanagement, sowie 

Agrarpädagogik und arbeitet seit 2013 als Nach-

haltigkeitsexperte bei GLOBAL 2000.

WOHIN MIT DER GÜLLE?
GRÜNLAND WIRD TEILS 

ÜBERDÜNGT, NITRATE LAN-
DEN IM TRINKWASSER.
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TRANSYLVANISCHES 
TERROIR
In Osteuropa ist Land billig und westliche Investoren kaufen
Boden in großem Stil. NGOs sprechen bereits von „Land Grab-
bing“ und so mancher ausgekaufte Bauer könnte sich im March-
feld als Billig-Erntehelfer wiederfinden.
Text: Thomas Weber

A uf Lesungen zeitgenössischer Ly-
rik, bei Filmabenden oder Vernis-
sagen: Wenn in Wien das rumä-

nische Kulturschaffen gastiert, wird gerne 
„Liliac“ kredenzt; etwa der honiggelbe Mus-
cat Ottonel mit seinem intensiven Lychee-
Aroma oder der Red Cuvée, ein feiner Ver-
schnitt der Rebsorten Merlot und Fetească 
Neagră. Das Unternehmen „Liliac Wines“ 
unterstützt das Rumänische Kulturinstitut 
in Wien, sieht sich als Gönner und Förde-
rer der rumänischen Kultur. Dabei ist „Li-
liac“ ein Markenbotschafter des moder-
nen Rumänien. Vermarktet als „The Wine 
of Transsylvania“ mit einer schemenhaften 
Vampirfledermaus im Logo und damit klar 
für den Export bestimmt, kombiniert er Kli-
schees im zeitgemäßen Antlitz – während 
in Siebenbürgen selbst der Wein oft noch 
in selbst aufgefüllten PET-Flaschen kur-
siert. Die Links auf der Liliac-Website füh-
ren nicht nur auf die eigenen Instagram- 
und Pinterest-Accounts, sondern verlinken 
auch auf „Eco Romania“, eine Plattform, die 
Öko-Tourismus vermarktet. Hier flattert 
keine Logo-Fledermaus, stattdessen heult 
im Reich von „Eco Romania“ eine Wolfs-
Silhouette gen Nachthimmel. Den Mond 
dürfen wir mitdenken – wie auch die Fo-
tos der Reiseplattform Sehnsüchte nach 

unberührter Natur wecken. Kultur, das ist 
hier vor allem Kulturlandschaft und das Er-
gebnis kleinbäuerlicher – man könnte sa-
gen: sanfter – Landwirtschaft: weite Wiesen, 
Weideland, Heuschober, Holzhütten und die 
hohen Haufen der traditionellen Heuernte. 
Idylle pur, klar für den Export bestimmt.

Dass „Liliac Wines“ kein klassisches Wein-
gut ist, daraus wird kein Geheimnis ge-
macht. „Transylvanische Weintrauben 
treffen auf österreichische Expertise“, ver-
kündet stolz die Website. Das Know-how 
des Weinmachens liefert der renommierte 
burgenländische Agrarunternehmer Rudolf 

Kampagne: Stop Landgrabbing. Die NGO FIAN hat aufgedeckt, dass die EU im Rahmen ihrer 

Agrarpolitik vor allem die großen Landbesitzer fördert. Auch in Rumänien. 
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Krizan, das Kapital stammt von der in Wien 
angesiedelten AMB Holding um den Unter-
nehmer Alfred Michael Beck. Seine Gruppe 
entwickelt Immobilien in Wien und Prag, 
baut aktuell einen Business Park in Buka-
rest und ebenso Hochhäuser in Warschau. 
Seit 2007 bewirtschaftet AMB in Oltenien – 
der Kornkammer Rumäniens – 700 Hektar 
Land. Auf 50 Hektar reifen seit sieben Jah-
ren die Trauben für den „Liliac“ und selbst 
Wälder hat die Holding aufgekauft. „Aktuell 
wird noch nach geeigneten Flächen gesucht, 
die eine effiziente Bewirtschaftung ermög-
lichen“, heißt es, „Chancen bietet die Initi-
ative auch Investitionspartnern und Mit-
unternehmern, die sich an der Umsetzung 
eines rumänischen Forstprojekts beteili-
gen wollen.“ Unmissverständlich wird hier 
für wachsende Weltmärkte produziert. Mit 
den idyllischen Bildern von „Eco Romania“ 
haben die Kahlschläge der Pellets-Indust-
rie und auch die effizient exportorientierte 
Weinwirtschaft freilich wenig gemein.

Billiger Boden
Die AMB Holding ist eben so wenig ein 
Einzelfall wie Rumänien die Ausnahme 
bleibt für das, was internationale NGOs, 

Menschenrechtsaktivisten und lokale 
Kleinbauernvertreter als „Land Grabbing“ 
verurteilen. Seit dem EU-Beitritt und der 
als Bedingung daran geknüpften Land-Li-
beralisierung haben neben Investoren aus 
Asien und dem arabischen Raum vor allem 
Unternehmer aus Österreich und Deutsch-
land hunderttausende Hektar Land gekauft: 
in Ungarn und Polen (Beitritt: 2004), in Ru-
mänien und Bulgarien (Beitritt 2007). Auch 

am Balkan, in Kasachstan und Kirgistan 
sind Investoren hyperaktiv, darunter viele 
Österreicher und darunter wiederum nicht 
wenige österreichische Großbauern. Das 
jahrzehntelang von Agrarfunktionären pro-
pagierte Credo des „Wachse oder Weiche“ – 
welches besagt, dass Bauernhöfe entweder 
größer zu werden hätten oder eben gleich 
ganz aufgeben sollten – haben sie nach dem 
Fall der kommunistischen Regimes im Os-
ten Europas konsequent eingelöst. 
Nach Schätzungen des österreichischen 

Landwirtschaftsministeriums bewirtschaf-
ten allein in Ungarn 200 österreichische Ag-
rarbetriebe 200.000 Hektar Land und damit 
vier Prozent der ungarischen Agrarfläche. 

Vom Bauernsterben zur ErntehelferIn
Das in Österreich über Jahrzehnte schlei-
chend erfolgte „Bauernsterben“, das hierzu-
lande immerhin durch soziale Netze abge-
federt werden kann, passiert in Rumänien, 
Polen und Ungarn in Windeseile. Für die 
EU-Agrarpolitik sind diese Entwicklungen 
kein alarmierendes Zeichen, sie sieht dar-
in einen notwendigen „Strukturwandel“. 
Und die massivsten Umwälzungen stehen 
erst bevor, sie werden von EU-Agrarförde-
rungen sogar noch beschleunigt. Denn die-
se Förderungen zahlt die EU ab einer Be-
triebsgröße aus, für die rund 70 Prozent der 
kleinbäuerlichen Familienbetriebe in Ru-
mänien schlicht zu klein sind. Den Famili-
en bleibt künftig nur, ihr Land zu verkaufen, 
in eine Stadt zu ziehen oder ins EU-Aus-
land abzuwandern. Die unmittelbarste Fol-
ge dieser Entwicklungen ist also die Land-
flucht. Denn wirkliche Strategien für die 
ländlichen Regionen Osteuropas gibt es in 
der Europäischen Union keine. „Um der Ar-

DAS CREDO
„WACHSE ODER WEICHE“
WIRD NUN AUCH IN OST-

EUROPA UMGESETZT.
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Rumänien, flächenmäßig fast drei Mal so groß wie Österreich, lockt Investoren aus Westeuropa an. 

Sie kaufen Boden in großem Stil auf, für eine „effiziente“ Bewirtschaftung.
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ner Land-Grabbing-Studie an: „Die Groß-
konzerne zielen besonders auf intensiv be-
wirtschaftete, auf den Export ausgerichtete 
Monokulturen ab. Damit kommt der land-

wirtschaftliche Ertrag kaum der lokalen 
Bevölkerung zu.“ Schon jetzt werden in 
Rumänien 70 Prozent der Lebensmittel im-
portiert. Eine klimaverträgliche Agrarpoli-

tik müsste jedenfalls eine gegenteilige Ent-
wicklung fördern, Ernährungssouveränität 
und regionale Resilienz zu sichern trachten. 
Die Entwicklung ist also nicht nur in sozi-
aler, sondern auch hinsichtlich der Klima-
problematik bedenklich.
In der zeitgenössischen rumänischen Lite-
ratur wie auch im Filmschaffen gibt es in 
jüngster Vergangenheit einen auffälligen 
künstlerischen Gemeinplatz: Protagonisten 
sind minderjährige Kinder, die sich – mo-
natelang alleine zu Hause gelassen – um 
jüngere Geschwister, oft noch im Klein-
kind-Alter kümmern. Vater und Mutter 
schicken Geld. Auf den Feldern des Wes-
tens ernten sie unser regionales Gemüse, 
helfen sie Biobauern und Biobäuerinnen 
beim Unkrautjäten, betreuen und pflegen 
sie unsere Bettlägerigen und Alten.
Wird in Wien daraus vorgelesen, werden 
die Filme auf Festivals oder in Programm-
kinos gezeigt, dann wird im Anschluss da-
ran nicht selten mit einem guten Glas „Li-
liac“ darauf angestoßen.

Thomas Weber, geboren 1977, lebt und arbeitet 

in Wien als Journalist und Herausgeber von „The 

Gap“ (Magazin für Glamour und Diskurs) und 

„Biorama“ (Magazin für nachhaltigen Lebensstil). 

Er ist Autor von „Ein guter Tag hat 100 Punkte.“ 

(Residenz Verlag, 2014) und des Sachbuch-Best-

sellers „100 Punkte Tag für Tag. Miethühner, Gue-

rilla-Grafting und weitere alltagstaugliche Ideen 

für eine bessere Welt“ (Residenz Verlag, 2016).

mutsspirale zu entkommen, finden sich die 
Betroffenen dann allzu oft als erdbeerpflü-
ckende Niedriglohnempfänger auf spani-
schen Plantagen wieder“, heißt es in einer 
2014 erschienenen Studie der NGO FIAN 
über „Landkonzentration und Land Grab-
bing in Osteuropa“. FIAN, eine internatio-
nale Menschenrechtsorganisation für das 
Recht auf Nahrung, weist auch auf die Rol-
le, die österreichische Unternehmen dabei 
spielen, hin. Denn auch auf den Feldern des 
Marchfelds sind schlecht bezahlte Erntehel-
ferInnen aus Rumänien keine Seltenheit.

Warnung vor südamerikanischen 
Verhältnissen
Als „Land Grabber“ sieht sich die Wie-
ner AMB Holding selbst freilich nicht. 40 
Jahre sozialistische Planwirtschaft hät-
te tiefe Spuren in den Köpfen Rumäni-
ens hinterlassen. Um die Ertragsquote 
mit jedem Jahr steigern zu können, wer-
de massiv investiert. „Im Sinne eines ver-
antwortungsbewussten Investments ist 
das Engagement langfristig angelegt. Es 
gilt, eine Win-Win-Situation für alle zu 
schaffen – nicht zuletzt für jene Men-
schen, die täglich auf den Feldern in Stoi-
canesti arbeiten“, so die AMB Holding. 
Rumänische Kleinbauernvertreter wie der 
Siebenbürger Sachse und Biobauer Wil-
ly Schuster warnen – etwa in einer Doku-
mentation von „Spiegel TV“ – vor dieser 
rasanten Entwicklung und sogar vor süd-
amerikanischen Verhältnissen, die sich 
gerade im Osten Europas breit machen 
könnten: wenigen Großgrundbesitzern 
(„sogenannte Investoren“) stünde zuse-
hends ein landloses Proletariat gegenüber. 
Ein weiteres Problem führt FIAN in sei-

SCHON JETZT WERDEN IN 
RUMÄNIEN 70 PROZENT

DER LEBENSMITTEL
IMPORTIERT.

Forderung nach Gerechtigkeit innerhalb der EU. Werden die Fehler der Agrarpolitik - von 

klimaschädigender Anbauweise bis zur sozialen Problematik - in Osteuropa wiederholt?

„Voice of the Land“. Der Dokumentarfilm zeichnet nach, was es bedeutet, in Rumänien als Taran, also 

Kleinbauer und Kleinbäuerin zu leben.
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F ür eine jahrzehntelange politische 
Feindschaft ist die Nachred‘ er-
staunlich freundlich. „Lieber eine 

Koalition mit der SPÖ als mit der ÖVP“, 
bekennen FPÖ-Politiker in Hintergrund-
gesprächen. In einer solchen Konstellation 
bliebe eher der „internationale Shitstorm“ 
erspart, heißt es, außerdem ließen sich die 
spannenderen Ministerämter erben. Mehr 
Handschlagqualität hätten die Sozialde-
mokraten ebenfalls, außerdem stimme die 
„Chemie“: FP-Chef Heinz-Christian Stra-
che könne mit Christian Kern einfach bes-
ser als mit Sebastian Kurz.
Auch vice versa stehen die Zeichen längst 
nicht mehr nur auf Ablehnung. Im Burgen-
land regieren die Roten mit den Blauen, und 
im Bund hat die SPÖ diese Variante, um 
sich nicht ausschließlich der ÖVP auszulie-
fern, entgegen früherer Bekenntnisse prin-
zipiell eröffnet. Das heißt noch lange nicht, 
dass es nach der Nationalratswahl am 15. 
Oktober tatsächlich zu einer rot-blauen Ko-
alition kommt. Aber die Chancen stehen – 
ein entsprechendes Wahlergebnis vorausge-
setzt – so gut wie seit 30 Jahren nicht mehr.

Inhaltliche Schnittmengen?
Doch abseits taktischer und atmosphä-
rischer Motive: Gibt es auch inhaltliche 
Schnittmengen zwischen den beiden Par-
teien, gerade in der für Sozialdemokraten 
entscheidenden sozialen Frage? Manche 
Genossen glauben, dass auf diesem Gebiet 
mit den Freiheitlichen mehr gehen könnte 
als mit der wirtschaftslastigen ÖVP, andere 
sehen bloß verkappte Neoliberale. 
Für beide Ansichten gibt es Anhaltspunk-

WAHLEN

Roter Touch bei blauer  
Heimatpartei?
Eine rote-blaue Koalition ist so wahrscheinlich wie seit 30 Jahren nicht mehr. Doch  

spricht dafür mehr als taktisches Kalkül? Was SPÖ und FPÖ in der Sozialpolitik eint –  

und was sie trennt.

TEXT: GERALD JOHN

te: Denn in der Sozial- und Wirtschaftspo-
litik pendelt die FPÖ zwischen den Extre-
men hin und her.
Über Jahrzehnte fuhr die FPÖ, traditionell 
eine Partei der Anwälte, Ärzte und auch 

Hoteliers, auf wirtschaftsliberalem Kurs. 
Dies blieb erst einmal auch unter Jörg Hai-
der so. Als Gegenpol zur sozialpartner-
schaftlichen großen Koalition propagierte 
die FPÖ Privatisierungen, Deregulierung 
und eine Flat Tax, die Gutverdiener massiv 
von Steuern befreit hätte. Um neue Wäh-

lerInnen zu ködern, stilisierte sich Haider 
aber auch zunehmend zum Robin Hood 
der Entrechteten – und stieß so den blau-
en Aufstieg in der Arbeiterschaft an.
Dies galt auch für die Zeit der schwarz-
blauen Regierung ab dem Jahr 2000 – rhe-
torisch. Tatsächlich zahlte für das Presti-
geprojekt des Nulldefizits im Budget aber 
der „kleine Mann“ die Zeche, analysierte 
der damalige Wifo-Chef Helmut Kramer: 
„Die Konsolidierungsmaßnahmen trafen 
und treffen besonders die Bezieher niedri-
ger und mittlerer Einkommen.“ In der Fol-
ge gab es zwar eine Steuersenkung, doch 
nach fünf schwarz-blauen Jahren stiegen 
ArbeitnehmerInnen und PensionistInnen 
laut Rechnung der Arbeiterkammer mit 
einem Minus aus. Für die Unternehmen be-

Manche Genossen glauben, 
dass mit der FPÖ mehr gehen 

könnte, als mit der 
wirtschaftslastigen ÖVP.

H.C. Strache distanziert sich immer wieder von der einstigen Linie der schwarz-blauen Koalition. Unter 

seiner Obmannschaft sei die FPÖ eine „ganz andere“ Kraft.
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legte die Bilanz hingegen eine satte Entlas-
tung. 
Das Gefühl, von Industrie und ÖVP „ge-
legt“ worden zu sein, hatte sich auch in den 
freiheitlichen Reihen ausgebreitet – eine 
Triebfeder für den Funktionärsaufstand 
von Knittelfeld, der Partei und Regierung 
ins Chaos stürzte. Strache selbst distan-
ziert sich immer wieder von der einstigen 
schwarz-blauen Linie: Unter seiner Ob-
mannschaft sei die FPÖ eine „ganz ande-
re“ Kraft. 

FPÖ: Nein zu Erbschafts- und Vermö-
genssteuern
Als „soziale Heimatpartei“ verkaufen sich 
Strache und die Seinen heute. Sie bekämp-
fen im Gleichklang mit linken Globalisie-
rungskritikern Freihandelsabkommen, leh-
nen die Ausweitung der Höchstarbeitszeit 
auf generell zwölf Stunden pro Tag ab und 
würden den Koalitionspartner wohl auch 
nicht mit dem ewig wiederkehrenden Ruf 
nach einer Pensionsreform nerven: Dies-
bezügliche Forderungen beschränkten 
sich analog zur SPÖ bislang auf die Kür-
zung von „Luxuspensionen“. Gegenüber 
ArbeitnehmerInnen präsentiert sich die 
FPÖ spendabel, vom Mindestlohn bis zur 
Familienbeihilfe gilt: Es soll immer noch 
ein bisschen mehr sein. Erhöht der Sozi-
alminister die Ausgleichszulage für einen 
Teil der Bezieher auf 1.000 Euro, setzen 
die Blauen einen drauf und verlangen eine 
Mindestpension für alle von 1200 Euro.
Allerdings tut sich eine oppositionelle Pro-
testpartei leicht, Finanzierungsfragen non-
chalant zu übergehen – und so fordert Stra-
che nicht nur soziale Wohltaten, sondern 
auch breite Entlastungen. Zwar spricht er 
davon, die Gruppenbesteuerung, einen luk-
rativen Vorteil für Konzerne, abzuschaffen; 
doch generell will die FPÖ Steuern massiv 
zurückfahren.
Den Herzenswunsch der roten Basis wollen 
die Freiheitlichen folglich nicht erfüllen: Zu 
Erbschafts- und Vermögenssteuer sagen sie 
ebenso strikt Nein wie die ÖVP. Die Regis-
trierkassenpflicht für Gewerbebetriebe, für 

die SPÖ ein wichtiger Schritt gegen Steuer-
betrug, würde Strache in der Regierung am 
liebsten wieder abschaffen, gegen die Auf-
weichung des Bankgeheimnisses hat er ve-
hement opponiert. 

Wirtschaftsliberal versus Sozialstaat 
Für entlarvend hält der Ökonom Stefan 
Schulmeister diese Positionen. Neolibera-
ler Geist stecke vor allem hinter der von 
der FPÖ propagierten Senkung der Steuer- 
und Abgabenquote von 44 auf 40 Prozent 
der Wirtschaftsleistung. Zwar habe die Ver-
waltung da und dort Speck angesetzt, doch 
zum Großteil seien die vielzitierten „Struk-
turreformen“, die Strache zur Gegenfinan-
zierung verspricht, „eine ideologische Fata 
Morgana“, sagt Schulmeister: „Am Ende 
zahlen jene drauf, die auf Leistungen des 
Staates angewiesen sind.“

Im Kern wiederhole sich die Geschichte: 
„Die FPÖ spricht für die Kleinen, macht 
aber Politik für die Großen – und ist zu ge-
schickt, um das zu erkennen zu geben“, ur-
teilt Schulmeister, dem nur ein Unterschied 
zur früheren Strategie ins Auge sticht: An-
ders als Haider, der die „Fleißigen und An-
ständigen“ beschworen hat, halte sich Stra-
che bei Sozialschmarotzerdebatten zurück. 
Man will ja nicht die Arbeitslosen im eige-
nen Elektorat vergrätzen. 
Für Bürger mit ausländischem Pass gilt das 
allerdings nicht: Das blaue Prinzip, Aus-
länder quer durch das Sozialsystem zu be-
nachteiligen, ist eine weiterer Widerspruch 
zu sozialdemokratischen Prinzipien. Der 
Spruch „Unser Geld für unsere Leut‘“ er-
tönt zwar auch an der roten Basis, doch 
ein großer Teil der Funktionärs- und Füh-
rungsschicht – zumindest westlich des Bur-
genlandes – vertritt diese Haltung bisher 
nicht. Beim Streit über die Mindestsiche-
rung blieb die Bundes-SPÖ beim Nein zu 

selektiven Kürzungen für Flüchtlinge.
Ein absolutes No-Go für die SPÖ: Der 
Wirtschaftsflügel der FPÖ forderte, von den 
Kollektivverträgen, die ArbeitnehmerInnen 
Rechte und Lohnniveau garantieren, abzu-
rücken. Eine reine Gedankenspielerei, die 
nicht Parteilinie sei, versicherte Strache 
bereits, doch eines zeigt die Episode: eine 
Kluft zwischen proletarisch gefärbten Ka-
dern im Osten und dem in Richtung Wes-
ten dominanteren Unternehmertum. 
Zuletzt schlug das Pendel, wohl auch aus 
Wahltaktik, mehrmals in die wirtschaftsli-
berale Richtung aus. So stellte Strache die 
Pflichtmitgliedschaft für die Kammern in 
Frage – eine Provokation für die an der So-
zialpartnerschaft hängenden Sozialdemo-
kraten. In eine ähnliche Kategorie fällt, dass 
die FPÖ Barbara Kolm, Leiterin des strikt 
marktgläubigen Hayek-Instituts, als Kan-
didatin für den Rechnungshof nominierte. 
Wie das zur sozialen Heimatpartei passt? 
Auf den Spuren des Ökonomen Friedrich 
August von Hayek, der im Sozialstaat den 
„Weg zur Knechtschaft“ beginnen sah, wol-
le die FPÖ keinesfalls wandeln, sagte Ge-
neralsekretär Herbert Kickl unlängst im 
Standard: „Wir sind bestimmt keine Neo-
liberalen, sondern wollen einen Sozialstaat 
auf hohem Niveau.“ Schlägt sich dieses Ziel 
nicht mit den Plänen, Steuern und Abgaben 
um mehr als zehn Milliarden zu senken? 
„Nur wenn man das dogmatisch verblendet 
sieht“, glaubt Kickl: Zurückgestutzt gehöre 
der Staat dort, wo sich dieser nicht auf Hil-
fe beschränke, sondern „die Menschen be-
sachwaltet und in die Abhängigkeit treibt“.
Ob all das als Grundlage für einen rot-
blauen Pakt taugt? Dies wird sich wohl erst 
herausstellen, wenn konkrete Koalitions-
verhandlungen anstehen. Dass Parteien 
dabei mitunter sehr flexibel mit früheren 
Bekenntnissen umgehen, hat im Jahr 2000 
gerade die FPÖ bewiesen – allerdings in 
eine Richtung, die Sozialdemokraten nicht 
gefallen konnte.

Gerald John ist Innenpolitikredakteur der Tages-

zeitung „Der Standard“.

„Die FPÖ spricht für die 
Kleinen, macht aber Politik 

für die Großen.“
Stefan Schulmeister 
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WAHLPROGRAMME

Hartz-IV für Österreich?
Wir wollten wissen, wie sozial die politischen Parteien tatsächlich  

sind und haben das Netzwerk „arbeit plus“ um eine Analyse gebeten. Hier ein  

Überblick anhand von vier diskursgebenden Grundwerten: existenzsichernde  

Arbeit; Gleichstellung am Arbeitsmarkt; qualitätsvolle soziale Sicherungssysteme  

und Pensionen; Integration von Geflüchteten und MigrantInnen.

TEXT: JUDITH PÜHRINGER, FELIX WOHLGEMUTH

ILLUSTRATION: EVA VASARI

Existenzsichernde Arbeit schaffen
Die SPÖ möchte durch Steuer- und Lohn-
kostensenkungen und mit der Beschäfti-
gungsgarantie für Menschen über 50 Jah-
re 200.000 neue Arbeitsplätze schaffen. Alle 
Einkommen bis zu 1.500 Euro sollen von 
der Steuer befreit werden. Im Ausgleich 
zur Anhebung der Höchsttagesarbeitszeit 
auf 12 Stunden sollen ArbeitnehmerInnen 
das Recht auf Änderung ihres Arbeitszeit-
ausmaßes bekommen. Die Gegenfinanzie-
rung soll hauptsächlich durch eine striktere 
und höhere Besteuerung von Großkonzer-
nen erfolgen.

Die ÖVP plant die Steuer- und Abgaben-
quote auf 40 Prozent zu reduzieren und 
will somit indirekt Arbeitsplätze schaffen. 
Einsparungen bei Förderungen und Sozi-
alleistungen sollen diese Steuersenkungen 
finanzieren. Bezüglich Mindestlohn und 
Arbeitszeit erwartet die ÖVP, dass die So-
zialpartner sich verständigen.

Die FPÖ hat ihr geplantes Wirtschafts-
programm noch nicht veröffentlicht. Laut 
Heinz-Christian Strache planen auch sie 
die Steuer- und Abgabenquote auf 40 Pro-
zent zu senken. Ihre Forderung nach „ge-
rechten Einkommen zum Auskommen“ 
möchte die FPÖ mit einem gesetzlichen 
Mindestlohn von 1.600 Euro brutto errei-
chen. 

Die Grünen fordern die gesetzliche Veran-
kerung und Anhebung des Mindestlohns 
auf 1.750 Euro brutto. Sie lehnen die Erhö-
hung der Höchstarbeitszeit ab und fordern 
eine Umverteilung der Arbeitszeit durch 
eine 35 Stunden Woche.

Die Senkung der Abgabenquote auf 40 
Prozent ist auch eine zentrale Forderung 
der NEOS. Sie lehnen einen Mindestlohn 
ab und fordern, dass Arbeitszeitregelun-
gen, inklusive des 12-Stunden-Arbeitsta-
ges, nicht in Kollektivverträgen, sondern 
flexibel auf Betriebsebene vereinbart wer-
den können. 

Bezahlte und unbezahlte Arbeit ge-
recht verteilen
Eine Forderung der SPÖ, die hauptsäch-
lich Frauen betrifft, ist die Angleichung 
des 25-prozentigen Überstundenzuschlages 
von Teilzeitbeschäftigten an den üblichen 
Satz von 50 Prozent bei Vollzeitbeschäftig-
ten. Zusätzlich plant die SPÖ eine gesetz-
lich verpflichtende Lohntransparenz in 
Unternehmen. Rechtsansprüche auf Ganz-
tages-Kinderbetreuung und auf einen Pa-
pamonat sollen die Vereinbarkeit fördern.

Bei der ÖVP waren bis Anfang August 
noch keine Pläne bezüglich Gleichstel-
lung bekannt. Ihre Forderung nach einem 
zweiten verpflichtenden Kindergarten-
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„arbeit plus“, das österreichweite unabhängige Netzwerk von 200 gemeinnützigen 

Sozialen Unternehmen, setzt sich für ein Leben ohne Armut, eine gute und 

qualitätsvolle Arbeit für alle Menschen, Gleichstellung und Teilhabe am 

Arbeitsmarkt in der Gesellschaft ein. 

jahr wurde hauptsächlich mit der Integ-
rationsfunktion für Kinder mit schlechten 
Deutschkenntnissen verknüpft. 

Die FPÖ spricht sich klar gegen Quoten-
regelungen und Politik auf Basis des „Kon-
zepts von Gender“ aus. Sie fordern allge-
mein die Umsetzung von Maßnahmen zur 
Schaffung von echter Chancengleichheit 
zwischen Frauen und Männern sowie stär-
kere Unterstützung von Alleinerzieherin-
nen.

Eine ältere Forderung der Grünen ist die 
Schaffung von 10.000 geförderten Jobs für 
Frauen. Lohntransparenz soll durch Sank-
tionierung von Unternehmen, die es ver-
säumen ihre Einkommensberichte zu ver-

öffentlichen, erreicht werden. Die Grünen 
fordern auch einen Rechtsanspruch auf 
Kinderbetreuung ab dem ersten Lebens-
jahr sowie einen automatisierten und er-
weiterten Papamonat zur Verbesserung der 
Vereinbarkeit. 

Die NEOS möchten, dass Frauen unein-
geschränkt am Arbeitsmarkt partizipieren 
können und nicht durch „falsche staatliche 
Anreize“ von Arbeit abgehalten werden. 
Auch sie fordern einen Rechtsanspruch 
auf Kinderbetreuung ab dem 2. Lebensjahr.

Ein unterstützendes Sozialsystem
für Alle
Die SPÖ möchte am jetzigen Mindestsi-
cherungssystem und an der Arbeitslosen-
versicherung festhalten. Ab 45 Beitragsjah-
ren soll es eine Pensionsgarantie geben. Um 
die Pflege durch einen Pflegegarantiefonds 
langfristig finanzieren zu können, fordert 
die SPÖ eine zweckgebundene Erbschafts- 
und Schenkungssteuer ab einer Million 
Euro.

FPÖ und NEOS fordern 
eine Senkung der 
Abgabenquote auf

40 Prozent. 
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Laut ÖVP soll der Sozialstaat stärker auf 
Eigenverantwortlichkeit ausgerichtet wer-
den. Für Ältere plant die ÖVP, pflegende 
Angehörige zu entlasten. Der #innovati-
onsbericht_sozial (der von Sebastian Kurz 
geleiteten Politischen Akademie) schlägt 
vor, die betrieblichen und privaten Pensi-
onsversicherungen auszubauen. Das Pen-
sionsantrittsalter soll flexibilisiert werden. 
Der Bezug der Mindestsicherung soll zeit-
lich begrenzt und auf 1.500 Euro pro Haus-
halt gedeckelt werden. Es sollen vermehrt 
Sachleistungen eingesetzt werden. Arbeits- 
bzw. Integrationsunwilligkeit soll sanktio-
niert werden – was aber bereits jetzt der 
Fall ist. Zudem hat das ÖVP-geführte Fi-
nanzministerium überprüfen lassen, welche 
Auswirkungen eine Umsetzung der deut-
schen Hartz-IV-Reform in Österreich hätte.

Die FPÖ plant Sozialleistungen stärker an 
die österreichische StaatsbürgerInnenschaft 
zu binden. Strache fordert, dass alle Perso-
nen, die noch nie in das österreichische 
Sozialsystem eingezahlt haben, keine 
Geldleistung, sondern nur Sachleistungen 
erhalten. Das beinhaltet medizinische Ver-
sorgung, Verpflegung, Unterkunft und 40 
Euro „Taschengeld“ im Monat. Für ältere 
Menschen möchte die FPÖ das Pflegegeld 
erhöhen und jährlich an die Inflation an-
passen. Das staatliche Pensionssystem soll 
harmonisiert und ab 45 Beitragsjahren soll 
der Pensionsantritt ohne Abschläge garan-
tiert werden.

Die Grünen möchten das Arbeitslosengeld 
sowie die Notstandshilfe jährlich an die In-
flation anpassen und die Anrechnung des 
PartnerInneneinkommens auf die Not-
standshilfe abschaffen. Sie lehnen die De-
ckelung der Mindestsicherung ab. Die 
Mindestsicherung soll wieder bundesweit 
vereinheitlicht und ausgebaut werden. Sie 
fordern ein harmonisiertes Pensionsrecht 
für alle mit einer Beitragshöhe und einer 
Berechnungsregeln. Für alle ab 65 Jahren 
soll es eine steuerfinanzierte Grundpensi-
on geben und die Gesamtpension (Grund- 
und Erwerbspension) soll gedeckelt wer-
den. Versicherungsbeiträge von Paaren 
sollen beiden PartnerInnen in gleicher 
Höhe zu Gute kommen.

Die NEOS planen, die Notstandshilfe und 
die Mindestsicherung zusammenzulegen 
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sowie die Höhe des Arbeitslosengeldes 
stufenweise mit der Dauer der Arbeitslo-
sigkeit zu reduzieren. Das soll stärkere An-
reize zur Arbeitsaufnahme zu schaffen. Da-
her soll es bei der neuen Mindestsicherung 
auch Möglichkeiten des Zuverdiensts ge-
ben. Für Ältere planen die NEOS, ein au-
tomatisches Pensionssplitting einzuführen 
und den Pensionsantritt zwischen 61 und 
69 Jahren zu flexibilisieren. Das öffentliche 
Pensionssystem soll durch private Finan-
zierungsmodelle gestützt, die Berechnungs-
grundlage harmonisiert werden. 

Den Arbeitsmarkt integrativ 
gestalten
Laut SPÖ soll der Arbeitsmarkt für Wirt-
schaftssektoren mit hoher Arbeitslosigkeit 
auf schon in Österreich gemeldete Arbeits-
lose beschränkt werden. Asylsuchende sol-
len durch ein „Fast-Track-System“ in Man-
gelberufsfelder gebracht und Jugendliche 
durch Colleges qualifiziert werden.

Die konkreteste sozialpolitische Forde-
rung des ÖVP-Spitzenkandidaten Sebas-
tian Kurz ist, die Neuzuwanderung in das 
Sozialsystem zu stoppen und die Ausgaben 
für AusländerInnen zu reduzieren. Die Fa-
milienbeihilfe für ArbeitnehmerInnen, de-
ren Kinder nicht in Österreich wohnen, soll 
an das dortige Lohnniveau angepasst wer-
den. Generell sollen EU-BürgerInnen erst 
nach fünf Jahren Aufenthalt in Österreich 
Anspruch auf Sozialleistungen bekom-
men. Die Sozialleistungen für Asylberech-
tigte sollen bei Nichtteilnahme an Deutsch- 
und Wertekursen gekürzt werden.

Um österreichische ArbeitnehmerInnen zu 
schützen, plant die FPÖ (wie auch die SPÖ) 
den Arbeitsmarkt sektoral zu schließen und 
das Ausländerbeschäftigungsgesetz restrik-
tiv zu überarbeiten. Sozialleistungen für 
AusländerInnen sollen generell beschränkt 
und gestrichen werden. Asyl- und subsidi-
är Schutzberechtigte, die eine Arbeitsstelle 
am regulären Arbeitsmarkt finden, sollen 
durch eine 10-prozentige Sondersteuer die 
Kosten für die Integration teilweise zurück-
zahlen. Sprachkurse sollen AusländerInnen 

selbst bezahlen. Wer die Integrationsverein-
barungen nicht erfüllt, verliert die Aufent-
haltsberechtigung.

Die Grünen lehnen die Kürzung der Fa-
milienbeihilfe für nicht in Österreich woh-
nende Kinder ab und möchten die Integ-
ration von geflüchteten Menschen in den 
Arbeitsmarkt beschleunigen. Qualifikati-
onen sollen rasch anerkannt werden und 
AsylwerberInnen sollen maximal sechs 
Monate nach dem Beginn ihres Verfahrens 
Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt 
bekommen.

Die NEOS fordern, dass die Grundversor-
gung und die Mindestsicherung Bundes-
kompetenzen werden und dass diese an 
die Residenzpflicht gekoppelt werden. Bil-
dungsabschlüsse sollen schneller anerkannt 
und Hochqualifizierte direkt in ihrem Hei-
matland angeworben werden. Asylwerbe-
rInnen mit hoher Bleibewahrscheinlichkeit 
sollen nach sechs Monaten einen effektiven 
Zugang zum Arbeitsmarkt und Qualifizie-
rungsmaßnahmen erhalten. 

Informieren, vergleichen und 
wählen gehen
Für ÖsterreicherInnen sind – laut einer ak-
tuellen Umfrage des Market Instituts – das 
Programm sowie die Leistung einer Partei 
die wichtigsten Gründe sie zu wählen. Es 
bleibt nur mehr wenig Zeit, die Programme 
zu vergleichen und nachzufragen. 
Bislang haben nur SPÖ und NEOS ein 
Wahlprogramm veröffentlicht. Gerade im 
Bereich der Sozial- und Arbeitsmarktpoli-
tik sind jedoch Details entscheidend. Für 
die große Zukunftsfrage der Finanzierung 
des Sozialsystems braucht es nicht nur eine 
Antwort, sondern einen breiten gesell-
schaftlichen Diskurs. Insofern gilt: Nach-
fragen, nachhaken, Meinung bilden und 
wählen gehen!

Judith Pühringer ist Expertin für Arbeitsmarkt-

politik und Geschäftsführerin von „arbeit plus“.

Felix Wohlgemuth ist Experte in Vergleichender 

Sozialpolitik und bei „arbeit plus“ für Europäi-

sche Projekte zuständig.

Der ÖVP-Finanzminister ließ 
prüfen, welche Auswirkungen 

die Hartz-IV-Reformen
in Österreich hätten. 



27

Welt / MO 48

Die AfD hintertreibt die große Aufgabe, aus dauerhaft bei uns lebenden Zuwanderern treue 

Staatsbürger zu machen.

Die Rechtspopulisten, wie zum Beispiel 
die AfD oder die FPÖ gewinnen immer 
mehr an Stimmen. Es gibt Politiker aus 
der Mitte des politischen Spektrums, die 
sich die rechte Rhetorik aneignen, um 
Wähler abzufangen. Welcher Umgang 
mit rechtspopulistischen Parteien ist am 
sinnvollsten?
Rechtspopulistische Abgeordnete haben 
keine geringere demokratische Legitima-
tion als linkspopulistische Abgeordnete. 
Ich empfehle, sich mit ihren Positionen in-
haltlich auseinander zu setzen. Nur wer 
die inhaltliche Auseinandersetzung durch 
überzeugende Argumentationskraft und 

Glaubwürdigkeit gewinnt, kann den Kampf 
gegen Populisten gewinnen. Wer hingegen 
die inhaltliche Auseinandersetzung scheut 
und sich aus Bequemlichkeit darauf be-
schränkt, den Populisten ihren Populismus 
vorzuwerfen, kapituliert und wird die Wäh-
ler nicht überzeugen.

RECHTSPOPULISMUS

„Die Bekämpfung der AfD
bedarf keiner Strategie“
Burkard Dregger ist CDU-Abgeordneter und Innenpolitischer Sprecher der 

Partei. Ein Gespräch über den richtigen Umgang mit rechtspopulistischen Parteien, 

warum eine Koalition mit der AfD ausgeschlossen ist und warum die CDU den 

liberalen Islam fördert.

INTERVIEW: MUHAMED BEGANOVIC

„Es ist das 
prioritäre Ziel, die

 AfD überflüssig zu 
machen.“

ZUR PERSON

Burkhard Dregger ist Mitglied des Abgeord- 
netenhauses von Berlin, Innenpolitischer 
Sprecher der CDU-Fraktion, Vorsitzender des 
Untersuchungsausschusses „Terroranschlag 
Breitscheidplatz“ und Mitglied des Präsidi-
ums der Berliner CDU.  Fo
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beit mit der AfD ausgesprochen. Was sa-
gen Sie dazu?
Das ist kurzsichtig.
  
Ein wichtiges Wahlkampfthema ist Inte-
gration. Die AfD hat sich klar dazu geäu-
ßert. Sie, Herr Dregger, sind pro-Integra-
tion und sehr aktiv in dem Bereich. Was 
müssen Parteien, die Rechtspopulisten 
Paroli bieten wollen, in diesem Bereich – 
zusätzlich – machen? Anders gesagt: Was 
muss geschehen, um dieses Thema nicht 
den Rechtspopulisten zu überlassen?
Machen wir aus Zuwanderern treue Staats-
bürger. Grenzen wir sie nicht aus, sondern 
holen wir sie in unsere Mitte, damit sie 
uns und unsere Werte kennenlernen und 
übernehmen. Das ist eine zutiefst patrio-
tische Aufgabe. Dadurch helfen wir mit, 
dass die Menschen ihre Vorbehalte gegen 
Zuwanderer verlieren und die AfD kei-
ne Ängste schüren kann. Und machen wir 
den Zuwanderern, die nicht treue Staats-
bürger werden wollen, klar, dass sie dann 
nicht dauerhaft zu unserem Land gehören 
können.

Die CDU fördert seit kurzem auch libe-
ralere Strömungen des Islam. Warum ei-
gentlich? 
Wir wollen, dass sich die Muslime in 
Deutschland als Deutsche identifizieren. 
Hierfür ist es nicht zielführend, Muslime 
auszugrenzen oder ihre Religion zu be-
kämpfen. Ziel muss es vielmehr sein, dass 
die religiösen Prägungen der Zuwande-
rer an die Rechts- und Werteordnung un-
seres freiheitlich-demokratischen Lan-
des angepasst werden. Auch das geht nicht 
durch Ausgrenzung. Sondern wir müs-
sen die Reformbereitschaft der muslimi-
schen Strömungen durch intensive Befas-
sung mit ihnen wecken und fördern. Dazu 
brauchen wir auch die liberalen Muslime, 
die diesen Weg der Reform bereits gehen. 
 
Anis Amri war ein Muslim mit radika-
len Einstellungen. Solche Menschen und 
Ideologien sind verwerflich und gehö-
ren bekämpft. Sie haben gesagt, dass sie 
mit liberalen Muslimen zusammenarbei-
ten. Wie definiert man „liberalen Islam“? 

Wir arbeiten mit allen muslimischen Strö-
mungen zusammen, die nicht verfassungs-
feindlich agieren. Aber wir legen besonde-
ren Wert auf die Einbindung der liberalen 
Organisationen, die besser als andere er-
kannt haben, dass die herkömmlichen ori-
entalischen Vorstellungen eines Islam als 
politisches Staatsmodell mit den Grund-
sätzen einer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung nicht in Übereinstim-
mung zu bringen sind. Daher stärken wir 
die Reformer z. B. bei der Schaffung eines 
Hochschulinstituts für islamische Theolo-
gie an der Humboldt-Universität in Berlin. 
Dort hat es die SPD-geführte Hochschul-
verwaltung tatsächlich fertig gebracht, eine 
Struktur zu schaffen, in der ausschließlich 
die traditionell-konservativen Islamverbän-
de vertreten sind und die liberalen Islam-
verbände ausgeschlossen werden. Das hat 
zur Folge, dass die reformunwilligen Ver-
bände eine Monopolstellung erhalten und 
die Reformkräfte ausgegrenzt werden. Ei-
nen derartigen Dilettantismus kann kein 
vernünftiger Mensch verstehen. Wir, die 
CDU, werden weiterhin mit allem Nach-
druck auf die Korrektur dieses schlimmen 
Fehlers hinwirken und scheuen keine öf-
fentliche Auseinandersetzung.
 
Die AfD hat auch bestimmte Meinungen 
über den Islam. Ist die Förderung der li-
beralen Strömungen ein Versuch, der AfD 
den Wind aus den Segeln zu nehmen, in-
dem man ihnen positive Islam-Beispiele 
vorhalten kann? 
Wir betreiben unsere Integrationspoli-
tik nicht wegen der AfD. Unsere Vorstel-
lungen sind auch viel älter als die AfD. 
Sie sind nicht wegen der AfD entwickelt 
worden. Die AfD ist in dieser Frage und 
für die Ausrichtung unserer Politik völ-
lig irrelevant. Wir verfolgen unsere Poli-
tik, weil sie das Beste für unser Land ist. 
 
Sie sind auch Vorsitzender im Amri- 
Untersuchungsausschuss des Berliner Ab-
geordnetenhauses. Das Interesse an die-
sem Ausschuss ist riesig. Wie reagiert die 
Bevölkerung darauf?
Die Bevölkerung ist durch diverse Medi-
enberichterstattungen und Äußerungen 
des Berliner Innensenators Geisel (SPD) 
über etwaige Versäumnisse der Sicher-
heitsbehörden stark irritiert worden. Des-
halb erwartet die Öffentlichkeit rückhalt-
lose Aufklärung. Allein die Tatsache, dass 
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Konkret zur AfD: Gibt es eine Strategie 
für den Umgang mit der AfD nach den 
Bundestagswahlen?
Die Bekämpfung der AfD bedarf keiner 
Strategie. Derzeit verliert die AfD an Zu-
stimmung, und zwar erheblich. Wir De-
mokraten müssen nur unseren Job ma-
chen: Kompetenter und glaubwürdiger sein 
in der Bewältigung der Zukunftsaufgaben. 
Die AfD bringt im Berliner Abgeordneten-
haus fast nichts Brauchbares zustande. Da-
her wird sie verlieren, wenn wir besser und 
glaubwürdiger sind. Und das sind wir.
 
Sind rechtspopulistische Parteien eine 
demokratiepolitische Gefahr? Es ist ja 
doch so, dass die Demokratie eine Partei 
wie die AfD erst ermöglicht.
Nein, Parteien wie die AfD sind keine Ge-
fahr für die Demokratie. Es ist völlig un-
nötig, immer auf Rechtspopulisten wie die 
AfD zu schauen wie das Kaninchen auf die 
Schlange. Eine Gefahr für die Demokratie 
wäre es, wenn ihre demokratischen Wett-
bewerber es nicht vermögen, die Wähler 
der AfD zurückzugewinnen. Das geht nur 
durch die besseren Argumente und Glaub-
würdigkeit im politischen Streben nach Ge-
rechtigkeit und dem Schutz der Interessen 
des eigenen Volkes. 
 
Wäre für die CDU eine Koalition mit der 
AfD denkbar? Oder sind die Meinungen 
innerhalb der Partei zu unterschiedlich? 
Eine Koalition kommt nicht in Frage. Sie 
wird nicht nötig sein zur Mehrheitsbildung. 
Und es ist das prioritäre Ziel, die AfD über-
flüssig zu machen und sie zum Verschwin-
den zu bringen.
 
Welche Themen bzw. Positionen sind Aus-
schlussgründe für eine Koalition? 
Da fallen mir bei den Linkspopulisten 
mehr Punkte ein. Bei der AfD aber ist der 
entscheidende Ausschlussgrund, dass es 
in ihrer Führungsebene dumme Rassis-
ten gibt, dass sie es darauf anlegt, das ei-
gene Volk zu spalten und die große Aufga-
be zu hintertreiben, aus dauerhaft bei uns 
lebenden Zuwanderern treue Staatsbürger 
zu machen, eine Grundvoraussetzung für 
den Erfolg unseres Landes in der Zukunft.
 
Es gibt Politiker aus Ihren eigenen Rei-
hen, die Ihre Meinung nicht teilen. Ein 
CDU-Politiker, Herr Klaus-Peter Willsch, 
hat sich unlängst für eine Zusammenar-

„Wir Demokraten 
müssen nur unseren Job 

machen: Kompetenter und
glaubwürdiger sein.“
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sich jetzt der Untersuchungsausschuss da-
mit eingehend beschäftigt, hat bereits zu 
einer gewissen Beruhigung geführt. Es ist 
allen klar, dass etwaige Fehler identifiziert 
und abgestellt werden müssen, um die Ter-
rorabwehr in der Zukunft zu verbessern. 
 
Wie wird sich dieser Ausschuss auf die 
Wahlen auswirken?
Die Sicherheit unseres Landes und unse-
rer Bürger ist das Top-Thema in Deutsch-
land. Wirtschaftswachstum, Vollbeschäfti-
gung und Wohlstand treten dahinter weit 
zurück. Die Bevölkerung erwartet von der 
Politik, dass alles Mögliche unternommen 
wird, um Terror zu verhindern. Im Bun-
desland Berlin regiert derzeit eine Koaliti-
on aus SPD, Linkspartei und Grünen, die in 
diesem Bereich schlicht nichts unternimmt, 
die den Kopf in den Sand steckt und hofft, 
dass kein weiterer Anschlag mehr passiert. 
Sie verweigert der Polizei die nötigen ge-
setzlichen Ermächtigungen, die in den 
meisten anderen Bundesländern vorhan-

den sind, z.B. Schleierfahndung, elektroni-
sche Fußfessel zur Überwachung potenti-
eller Gefährder, Unterbindungsgewahrsam 
gegen potentielle Gefährder, Videoüberwa-
chung an neuralgischen öffentlichen Plät-
zen. Daher wissen die meisten Deutschen 
inzwischen, dass sie die bestmögliche Si-
cherheit nur bekommen, wenn die nächste 
Bundesregierung von CDU und CSU an-
geführt wird.

Kommen wir zurück zum Thema Rechts-
populismus. Bundeskanzlerin Angela 
Merkel fordert, dass Parteien stärker in 
die Mitte rücken. Andere Stimmen aus 
der CDU, wie der zuvor erwähnte Klaus-
Peter Willsch, schlagen eine Annäherung 
an Rechts vor. Was wäre nun die passen-
dere Strategie gegen Rechtspopulismus?
CDU und CSU müssen weiterhin das ge-
samte demokratische Spektrum vom rech-
ten Rand bis an den linken Rand der Mit-
te abdecken. Das funktioniert, wenn sie 
mehrere politische Führungsköpfe hinter 
unserer Kanzlerin hervorbringt, die die 

verschiedenen Richtungen glaubwürdig 
repräsentieren.
 
Beobachten Sie die politische Lage in 
Österreich? Hier gewinnt die FPÖ im-
mer mehr an Popularität. Auch Politiker 
aus dem Mitte-Rechts-Lager wie wie Se-
bastian Kurz äußern sich immer schärfer, 
um die Menschen aus dem rechten Spekt-
rum anzusprechen. Wie beurteilen Sie die 
Lage in Österreich?
Nach meiner Wahrnehmung ändern auch 
in Österreich politische Verantwortungs-
träge ihre Schwerpunkte, wenn das Wohl 
des Landes das erfordert. Wenn Sebastian 
Kurz die Flüchtlingspolitik restriktiver ge-
stalten möchte, dann macht er das vermut-
lich, weil es aus seiner Sicht für das Wohl 
Österreichs das Beste ist. Ich glaube hinge-
gen nicht, dass er jeden Tag nur fragt, was 
die anderen Parteien vertreten.
 
Halten Sie es für wahrscheinlich, dass die 
regierenden Sozialdemokratische Par-
tei eine Koalition mit der FPÖ eingehen 
wird? 
Für Österreich kann ich das nicht beurtei-
len. Ich erwarte wenig Skrupel bei deut-
schen Sozialdemokraten, wenn es um den 
konkreten Machterhalt geht. In Deutsch-
land hat die SPD auf Landesebene bereits 
mehrfach Koalitionen mit der Linkspartei 
geschlossen. Die ist keinesfalls ein besse-
rer demokratischer Koalitionspartner als 
die AfD. 
 
Sehen Sie Unterschiede zwischen der AfD 
und der FPÖ?
Ich kann nicht beurteilen, ob die FPÖ ähn-
lich schwach und inkompetent besetzt ist 
wie die AfD, ob sie sich ebenso darauf be-
schränkt, schlechte Stimmung und Unzu-
friedenheit zu verbreiten, ohne konstruk-
tive Lösungsvorschläge zu machen und ob 
sie ebenso nur ein politisches Thema – die 
Flüchtlinge – zu bearbeiten versucht wie 
die AfD. Sollte die FPÖ so schwach wie die 
AfD sein, wird sie keine politische Zukunft 
haben.

Muhamed Beganovic wurde vor 28 Jahren in Ma-

zedonien geboren, verbrachte zehn Jahre seiner 

Kindheit in Skopje, sechs Jahre seiner Pubertät in 

den Niederlanden und lebt seither in Österreich. Er 

arbeitet als freier Autor und Redakteur und schrieb 

u.a. für die Zeitschrift „Das Biber“ und die „Wie-
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„Sollte die FPÖ inhaltlich 
so schwach wie die AfD sein, 

wird sie keine politische 
Zukunft haben.“

Europa und der Rechtspopulismus.
 Parteien im Parlament vertreten.

 Parteien an der Regierung beteiligt.

 Rechtspopulisten stellen den

 Regierungschef.
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den Kongo berichten, ist ein Running-Gag 
besonders beliebt. Der geht so: „Kommt ein 
Filmteam in den Dschungel geflogen und 
sucht eine vergewaltigte Frau. Es geht zum 
Dorfältesten und fragt ganz diskret nach. 
Der bestellt alle Dorfbewohner ein und 
spricht: ’Wer jemals Opfer sexueller Gewalt 
geworden ist, erhebe sich!‘ Alle stehen auf. 
Auch die Männer.“ Das ist nicht nur ein 
Witz, sondern auch die bittere Wirklichkeit.
Es gibt sie, die Kollegen, die zum ersten Mal 
im Dschungel aufschlagen, mit dem Auf-
trag Vergewaltigungen zu dokumentieren. 

Die Gretchenfrage ist dann stets: Wie fin-
det man ein Opfer, „am besten eines, das 
auch noch gut vor der Kamera darüber re-
den kann“? Mir wird diese Frage oft ge-
stellt, gerne abends an der Hotelbar. Man 
verweist diese Kollegen dann an Kranken-
häuser wie „Heal Africa“ oder das Panzi-
Hospital, die haben sich auf sexuelle Gewalt 
spezialisiert. Da liegen Tausende Frauen 
und Mädchen. Alle Opfer.
Der Kongo gilt in der Medienöffentlich-
keit als der Schauplatz schlechthin für Ver-
gewaltigung; wer besonders brutale sexu-

elle Gewalt dokumentieren will, reist nach 
Ostkongo. In den meisten Berichten wird 
als Grund für diese maßlose sexuelle Ge-
walt der Rohstoffreichtum des Landes an-
gegeben. Es ginge um Coltan – das Erz, das 
für die Herstellung von Handys gebraucht 
wird und auf dem Weltmarkt gefragt ist. 
„Hörst du die kongolesischen Frauen in 
deinem Handy schreien?“ – wählte sich 
einmal eine Aktivistengruppe als Slogan 
für ihr „fair Phone“. Die Opfer werden in-
strumentalisiert für eine Marketingkam-
pagne und dem Verbraucher verklickert: 
Wenn nur alle „faire“ Handys kauften, dann 
müsste im Kongo keine Frau mehr leiden. 
Schwachsinn.
Es ist die Verantwortung von uns Jour-
nalisten und Journalistinnen, die Zusam-
menhänge zu verstehen. Bei der endemi-
schen sexualisierten Gewalt geht es weder 
um Coltan noch um sexuelle Befriedigung, 
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I st das nicht gefährlich als Frau?“, wer-
de ich stets gefragt, wenn ich von mei-
ner Arbeit als Journalistin im Kriegsge-

biet der Demokratischen Republik Kongo 
berichte. „Da werden doch die Frauen ver-
gewaltigt“, heißt es stets als Erklärung für 
die Frage. 
Neun Jahre arbeite ich mittlerweile schon 
im Ostkongo. In dieser Zeit habe ich un-
zählige vergewaltigte Frauen getroffen 
und noch mehr Vergewaltigern und Mör-
dern in Uniform die Hände geschüttelt. 
Über 50 Rebellengruppen machen dort 
den Dschungel unsicher, täglich werden es 
mehr. Irgendwann habe ich aufgehört sie 
zu zählen. 
Irgendwann habe ich auch aufgehört, auf 
die Frage nach der Gefahr zu antworten. 
Klar ist: Journalismus in Krisengebieten 
ist immer gefährlich. Nicht nur im Kongo, 
sondern in Syrien, Irak oder Afghanistan 
sowie jüngst auch in der Türkei, der Ukrai-
ne oder gar in Ostdeutschland, wo Journa-
listen als „Lügenpresse“ beschimpft und an-
gegriffen werden. Was den Kongo für uns 
weibliche Journalistinnen angeblich so ge-
fährlich macht, ist dieses Vorurteil, dass 
man als Frau immer sofort gleich sexuell 
missbraucht wird. Das haben wir uns selbst 
eingebrockt.  
Unter uns Journalisten und Journalistin-
nen, die wir schon seit vielen Jahren über 

KRIEGSBERICHTERSTATTUNG

„Ist das nicht 
gefährlich, so als Frau?“
Im Kongo ist Gewalt wie in allen langjährigen Kriegs-

gebieten ein Normalzustand auf allen gesellschaftlichen

Ebenen. Eine kritische Betrachtung, wie der Journalismus

darüber berichtet.

REPORTAGE UND FOTOS: SIMONE SCHLINDWEIN 

Bei der sexualisierten Gewalt 
geht es um eine tief gehende

strukturelle Gewalt, 
die alle betrifft. 
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Ruandische Hutu-Rebellen im Ostkongo. Wird von Vergewaltigungen berichtet, gehen diesen oft Jahre 

des Terrors  vorher, in denen auch junge Männer entführt und getötet werden.

sondern um eine tief gehende strukturel-
le Gewalt, die nicht nur die Frauen betrifft, 
sondern alle: Kinder, Alte und auch die 
Männer. Dass stattdessen die Erklärungs-
muster „Rohstoffe“ und „Handy“ auftau-
chen zeigt, dass wir unseren Job nicht ma-
chen und es lieber Aktivisten überlassen, 
die vermeintlichen Zusammenhänge zu er-
läutern.

Alle Dorfgrößen kommen, um Opfer
zu präsentieren
Auch ich hatte meinen Running-Gag-Mo-
ment. Es war 2011 in dem kleinen ostkon-
golesischen Dorf Luvungi. Die UNO hatten 
gemeldet, dass dort knapp 400 Frauen in 
nur drei Tagen vergewaltigt worden waren. 
Da standen wir also, ich und mein männli-
cher Fotografen-Kollege, auf dem Fußball-
feld mitten im Dorf, wo der Hubschrauber 
gelandet war. Mit Kamera und Notizbuch 

ausgestattet: auf der Suche nach vergewal-
tigten Frauen.
Die erste Station, wie sollte es anders sein, 
war der Gemeindevorsteher, der wiederum 
führte uns zum lokalen Polizeichef, der rief 
den örtlichen Armeekommandeur herbei, 
welcher noch den Pfleger von der örtlichen 
Gesundheitsstation hinzu winkte. Etwa 
zwölf indische, bewaffnete Blauhelmsolda-
ten begleiteten uns auf Schritt und Tritt – 
zur Sicherheit, denn dies sei Rebellengebiet, 
sagten sie. Als die Rebellen wenige Wochen 
zuvor das Dorf überfallen und vier Tage 
lang vergewaltigt hatten, waren die Blau-
helme nicht aktiv geworden, dabei waren 
sie nur ein paar Kilometer entfernt statio-
niert. Mir gegenüber fühlten sie sich jetzt 
aber umso mehr verantwortlich. Letztlich 
endeten wir in einem windschiefen Armee-
zelt, in welchem ein paar Dutzend Männer 
im Kreis saßen, die uns alle abwechselnd 

von den Vergewaltigungen berichteten, die 
die Rebellen hier verübt hätten.
„Wollen Sie mal sehen, was sie den jungen 
Mädchen angetan haben?“, fragte der Poli-
zeikommissar. Bevor ich antworten konn-
te, trug eine Frau ein 4-jähriges Mädchen 
im rosa Kleidchen hinein. Es bewegte sich 
nicht und wurde wie eine Puppe inmitten 
der im Kreis sitzenden Männer abgesetzt. 
Ihre inneren Verletzungen seien so stark, 
dass sie blute und nicht laufen könne. 

„Machen Sie ein Foto!“, sagten 
die Männer.
Zum Glück hatte mein Fotograf schon das 
Zelt verlassen, und ich ging ihm nach. Er 
war den Hügel hinaufgestapft, um ein paar 
Panoramaaufnahmen zu machen: lauter 
kleine Dörfer zwischen den Hügeln. Wir sa-
hen Frauen, die die Äcker an den Hängen 
beharkten. Die an Marktständen Tomaten 
verkauften und am Flussufer Wäsche wu-
schen. Wir sahen Mädchen, die Wasserka-
nister schleppten. Einfach unvorstellbar: 
Rein rechnerisch konnte bei knapp 400 
Vergewaltigungsopfern keine einzige ver-
schont geblieben sein, kein Mädchen und 
keine Großmutter. Nur ganz wenige Män-
ner waren noch im Dorf, die übrigen hatten 
sich längst einer Bürgerwehr angeschlos-
sen. In dieser Bürgerkriegsgesellschaft sind 
Frauen das Rückgrat. Wer die Sozialstruk-
tur zerstören will, muss bei ihnen anfangen.

20 Jahre systematischer Terror
Dann kam der tägliche Tropenregen, und 
wir stellten uns unters Vordach einer klei-
nen Lehmhütte. Darin saß eine junge Frau 
und stillte ihr Baby. Sie winkte uns herein. 
Wir nannten sie später für unseren Bericht 
Marie, weil wir ihre Identität schützen woll-
ten. Sie rief ihre Nachbarinnen: ein 16-jäh-
riges Mädchen, das von der Vergewaltigung 
schwanger geworden war. Eine runzelige 
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sie verbluten? Was macht es für einen Sinn, 
sich eine Großmutter zu nehmen? Was hat 
dieser brutale Gewaltakt mit sexueller Lust 
zu tun? Wieso geschieht dieser Horror so 
systematisch? Marie hatte keine Antwort 
darauf: „Wenn Sie einmal einen Täter fin-
den, fragen Sie ihn!“

Das System dahinter
Seit dem Drama von Luvungi werden Mas-
senvergewaltigungen als „Kriegswaffe“ be-
zeichnet. Der Penis wurde im Erklärungs-
muster zum Zerstörungsinstrument. Neue 
Statistiken besagten, dass jeder dritte Mann 
ein Täter sei. „Ein Land voller Vergewalti-

ger“, titelte eine Zeitung. 2012 verlor die 
Regierungsarmee eine Schlacht gegen die 
Rebellen und zog sich geschlagen in die 
Kleinstadt Minova zurück. Dort machten 
sie sich über die Frauen her. Wieder ka-
men unzählige Journalisten eingeflogen, 
um die Vergewaltigungen zu dokumentie-
ren. Wieder wurden unzählige Maries in-
terviewt. Wieder derselbe Running-Gag-
Moment. Verflixt.
Im Zuge meiner Recherche besuchte ich 
in Goma ein Traumazentrum, das sich auf 
Vergewaltigungen spezialisiert hat. Psycho- 

logen arbeiteten hier, auch deutsche. Die 
meisten Patienten waren junge Männer. 
Einer davon war der 19-jährige Bonerge: 
Als Sohn eines getöteten Vaters und ei-
ner vergewaltigten Mutter hatte er sich mit 
16 jener Miliz angeschlossen, die Luvungi 
überfallen hatte. Er war also einer der Tä-
ter! Was Bonerge und die anderen jungen 
Männer im Beisein der Psychologen erzähl-
ten, ließ mir den Atem stocken.
Selbst mehrfach von Kameraden und Kom-
mandeuren vergewaltigt, bekam Bonerge 
als 17-Jähriger den Befehl, keine Frau in 
Maries Dorf zu verschonen. Wer nicht ge-
horcht, wird exekutiert, hatte ihm der Kom-
mandeur gedroht. Wer keinen hochkriegt, 
muss sich also eines Hilfsmittels bedienen: 
Dann kommt also der Stock, der Gewehr-
lauf oder die Machete ins Spiel, erklärte mir 
der 17-Jährige. Mit sexueller Lust und Be-
friedigung hat das alles nichts zu tun, im 
Gegenteil. In den jüngst veröffentlichten 
psychologischen Studien steht: 85 Prozent 
der Täter sind selbst Opfer von Gewalt. 12 
Prozent wurden sexuell missbraucht, meist 
von ihren Kommandeuren oder Kamera-
den. 73 Prozent wurden gezwungen, Gewalt 
auszuüben. Dazu gehören nicht nur sexu-
elle Gewalt, sondern auch Kannibalismus, 
Folter oder Enthauptungen.
Journalisten neigen dazu, sich das heraus-
zupicken, was in den Medien am meisten 
Schlagzeilen macht. Im Kongo sind es die 
Vergewaltigungen. In Norduganda waren 
es die Kindesentführungen und die abge-
schnittenen Lippen, in Sierra Leone die ab-
gehackten Hände, in der Zentralafrikani-
schen Republik die Menschenfresser. Doch 
das sind alles nur Facetten eines riesigen 
Gewaltarsenals. Und die Täter sind Pro-
dukte jener brutalisierten Gesellschaften. 
Und selbst Opfer. Wie geht noch mal der 
Witz mit den Vergewaltigungen? Alle ste-
hen auf.

Der Bericht entstand ursprünglich für die 
Wiener Zeitung und wird mit freundlicher 
Genehmigung der Autorin nachgedruckt.

Simone Schlindwein (Jahrgang 1980) lebt und ar-

beitet seit 2008 in Afrika, in der Region der Gro-

ßen Seen (Uganda, Ruanda, Burundi, DR Kongo 

und Zentralafrikanische Republik) und berichtet 

regelmäßig aus den Kriegsgebieten.

Das war alles 
zu kompliziert, 

um es in der Zeitung
zu beschreiben. 

79-jährige Großmutter, deren Wickelrock 
nach Urin roch, weil sie als Folge der Ver-
gewaltigung das Wasser nicht mehr halten 
kann. Sie alle wollten reden. Doch nicht nur 
über jene Nacht der Vergewaltigungen, son-
dern über 20 Jahre systematischen Terror, 
den sie erfahren haben.
Rebellen, die Raubzüge begehen, die jun-
ge Männer entführen, töten. Von ihren ei-
genen Männern, die eine Miliz gegründet 
haben, um sich zu wehren und seitdem im 
Wald leben und ebenfalls plündern und 
töten – eine Spirale der Rache. Die Verge-
waltigungen waren nur die Spitze eines Eis-
bergs, eine Form der Gewalt, neben vielen 
anderen. Und es betraf nicht nur die Frau-
en, sondern auch die Männer. Über fünfzig 
Männer wurden ebenfalls Opfer, inklusive 
dem Dorfvorsteher. Darüber wollte aber 
niemand reden. 
Ich schämte mich furchtbar. Das war alles 
zu kompliziert, um es in der Zeitung zu be-
schreiben. Was Gewalt und Krieg wirklich 
bedeuten, das wissen wir EuropäerInnen 
überhaupt nicht mehr. Unsere Großeltern-
generation, die den Zweiten Weltkrieg noch 
erlebt hat, hätte da sicher mitreden können. 
Im Kongo ist Gewalt wie in allen langjähri-
gen Kriegsgebieten ein Normalzustand auf 
allen gesellschaftlichen Ebenen und hat 
sich über Generationen hochgeschaukelt. 
Nur so lässt sich dieser Horror erklären. 
Denn warum sonst rammen Vergewaltiger  
den Frauen Macheten in den Unterleib bis 

Menschen fliehen vor Gefechten in Ostkongo.
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In Wien leben 16.000 TschetschenInnen. Ein Kulturzentrum gibt es in der Bundeshauptstadt dennoch 

nicht. Im Rathaus hat man auf die Initiative von Huseyn Ishkanov bislang nicht reagiert.

sammenführen kann. Um sich zu treffen, 
sich auszutauschen, sich kennenzulernen. 
Aber auch, meint er, „um die jungen Män-
ner von der Straße zu holen. Damit sie nicht 
immer auf blöde Gedanken kommen.“ 
Um jene Tschetschenen abzuholen, die auf 
die schiefe Bahn geraten, gibt es bereits ei-
nige Initiativen. Gerade Kampfsportarten 
scheinen große Wirkung auf die jungen 
Männer zu zeigen. Disziplin und eine ge-
wisse Form körperlicher Härte treffen sich 
vielleicht auch mit einem tradierten Selbst-
verständnis von Männlichkeit. Frust und 
Traumata – sie lassen sich mit Kampfsport 
vielleicht kanalisieren.

A ls wir 2004 hier ankamen, lebten 
wir in einem Vakuum. Uns fehlte 
die Sprache, um mit unseren Nach-

barn in Kontakt zu treten. Und dass unsere 
Töchter ohne die große Familie aufwuch-
sen, ohne Großeltern, ohne Tanten und On-
kel, die wir in Tschetschenien zurücklassen 
mussten, war sehr hart für uns.“ So erzählt 
Huseyn Iskhanov darüber, was es bedeu-
tet, sein Land zu verlassen. Die Flucht, die 
die Iskhanovs nach Österreich geführt hat-
te, dauerte Wochen. Erst wurde die Familie 
in Eberndorf in Kärnten untergebracht, wo 
die heute 20-jährige Kheda mit zwei ihrer 
Schwestern zur Schule ging. Nachdem der 
Flüchtlingsstatus der Familie geklärt war 
und sie die notwendigen Papiere erhielten, 
zog man nach Wien um.
„Wir sind Stadtmenschen, wir sind aus 
Grosny. In einer großen Stadt zu leben, 
fällt uns leichter. Hier in Wien kann man 
auch mehr tun als am Land“, lächelt Hus-
eyn Iskhanov. Mit dem „mehr tun“ spricht 
er sein Engagement für die tschetscheni-
sche Gemeinschaft in Österreich an, das 
schon bald nach seiner Ankunft im Wes-
ten begann.

Kulturzentrum fehlt
Allein in Wien leben 16.000 Tschetsche-
nen und Tschetscheninnen, in ganz Ös-
terreich sind es rund 30.000. Ein Kultur-
zentrum gibt es in der Bundeshauptstadt 
dennoch nicht. Eigentlich schade, findet 
Iskhanov, er vermisst eine Initiative, die die 
entwurzelten Menschen an einem Ort zu-

COMMUNITY

Wir wollen Signale setzen
Huseyn Iskhanov und seine Tochter Kheda leben seit 13 Jahren in 

Österreich. Aus Tschetschenien geflohen, wollen sie die vom Krieg gebeutelte

Community weiterbringen. So wie Kheda, die Fußball spielte und nun studiert, 

sollen es auch andere tschetschenische Mädchen machen.

TEXT: EVELYN STEINTHALER 

FOTOS: KARIN WASNER

Herr Iskhanov ist mit seiner Idee vom 
tschetschenischen Kulturzentrum zwar bis 
ins Wiener Rathaus vorgedrungen, die be-
nötigte finanzielle Unterstützung blieb bis-
lang aber aus. Dabei würden alle profitieren, 
ist er überzeugt. „Es geht nicht nur darum, 
Leute von der Straße zu holen, man könn-
te auch besser die Kinder unterstützen, ih-
nen Sprachnachhilfe geben. Viele Kinder 
haben keine Möglichkeit, die tschetscheni-
sche Muttersprache richtig zu lernen.“

Role models für die Kinder
Schon jetzt ist der rührige Mann vielerorts 
aktiv. Er betreut Tschetschenen, die mit 
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dem Gesetz in Konflikt geraten sind und 
kümmert sich, seit er durch den ORF-Re-
dakteur Zoran Dobic mit der Justizanstalt 
Gerasdorf in Kontakt kam, auch um junge 
Tschetschenen, die dort einsitzen. Das sind 
junge Männer, denen das positive männli-
che Vorbild fehlt, wie Iskhanov meint. Die 
Gesellschaft sei insgesamt zerrissen. Zwei 
Kriege in den vergangenen 25 Jahren hät-
ten eine vaterlose und gleichermaßen pat-
riarchale Gesellschaft hervorgebracht, die 
sich mit der Verarbeitung ihrer Traumata 
und ihrer Entwicklung schwer tue. Schwä-
che zu zeigen, das sei für Tschetschenen 
nicht einfach, ja gesellschaftlich gerade-
zu verpönt. Das schlägt sich dann immer 
wieder auch in der Außenwahrnehmung 
im Westen nieder. 
Der 61-Jährige möchte jedoch Zeichen set-
zen, und denkt dabei etwa an seine eigene 
Familie. Seine Tochter Kheda spielte wäh-
rend ihrer Schulzeit Fußball und lernte 
schwimmen. Heute studiert sie Wirtschafts-
recht an der WU Wien. Für tschetscheni-
sche Mädchen sind das eher untypische 
sportliche Engagements, sie gehen auf den 

Vater zurück. Er hat Kheda und ihre fünf 
Schwestern stets dazu angehalten, Sport zu 
betreiben. Auch wenn sie heute selbst kei-
ne Freundin öffentlicher Bäder ist, ist Khe-
da ihrem Vater dankbar: „Ich weiß ja nie, 
ob ich nicht mal wegen einem Unglücks-
fall schwimmen können muss.“ Wenn sie 
vom Fußball erzählt, erwähnt sie lächelnd 
ihre zahlreichen Pokale. 

Aber auch akademische Bildung sei unter 
TschetschenInnen in Österreich nicht sehr 
verbreitet. Seit 2016 gibt es einen Studen-
tInnenverein, dem auch Kehda angehört. 
An der Uni habe sie von dem Verein erfah-
ren: „Ich hatte die Infos dann auch gleich 
an Freunde weitergeben und beim ersten 
Treffen vielleicht 10 Leute erwartet. Es sind 
aber weit über 30 Leute gekommen, viele 
davon kannte ich gar nicht!“ Dieses Ken-
nenlernen und Wissen, dass sie nicht die 

einzigen tschetschenischen Studierende an 
der Uni sind, ist ihr wichtig. „Wir stehen 
noch am Anfang, aber wir versuchen uns 
regelmäßig zu treffen und Ziele zu diskutie-
ren. Was wollen wir überhaupt erreichen? 
Wir besuchen zum Beispiel Schulen und 
berichten dort tschetschenischen Kindern 
von den Bildungsmöglichkeiten in Öster-
reich. Und erzählen über uns und unsere 
eigenen Bildungskarrieren, so dass die Kin-
der jemanden aus der eigenen Kultur ken-
nenlernen, der oder die studiert.“ Über 80 
Studierende haben sich im Verein mittler-
weile eingefunden.

Vom Krieg geprägt
Tschetschenien, etwas kleiner als die Steier-
mark und im Nordkaukasus gelegen, blickt 
auf eine leidvolle Geschichte zurück. Als die 
Sowjetunion sich auflöste, erklärte der da-
malige tschetschenische Präsident Dscho-
char Dudajew am 1. November 1991 die 
Unabhängigkeit der autonomen Repub-
lik. Doch schon bald verstärkte Russland 
seine Truppen und unterstützte Duda-
jews Gegner. Im Dezember 1994 gab Boris 

Seit 2016 gibt es einen
tschetschenischen 

StudentInnenverein, dem 
auch Kheda angehört.

„Wir Tschetschenen sind heute so etwas wie eine Marke, so wie Coca-Cola“, sagt Huseyn Iskhanov, „bei uns glaubt jeder zu wissen, wer oder was wir sind. 

Auch, dass Innenminister Sobotka meint, es gäbe Frieden in Tschetschenien, ist nicht besonders hilfreich.“
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Jelzin den Befehl zum Einmarsch in die 
Kaukasus-Republik. In diesem ersten rus-
sisch-tschetschenischen Krieg kämpfte 
auch Huseyn Iskhanov. Er, der in der So-
wjetarmee in den Siebzigern in der DDR 
stationiert war, gehörte zum Generalstab 
der tschetschenischen Armee. 1996 wurde 
Iskhanov erstmals von den Russen festge-
nommen, kam im Zuge eines Gefangenen-
austausches jedoch wieder frei. Nach dem 
Krieg war er Abgeordneter im Parlament 
in Grosny. Nachdem 1999 der zweite rus-
sisch-tschetschenische Krieg begann, wur-
de er neuerlich verhaftet und auch gefoltert. 
Das Wissen über die Ereignisse von damals 
ist in Österreich gering, und der ehemalige 
Politiker ist davon überzeugt, dass das ein 
Grundproblem für die öffentliche Wahr-
nehmung der TschetschenInnen in Öster-
reich sei. Statt Verständnis ortet er vor allem 
vorgefasste Meinungen. „Wir sind heute so 
etwas wie eine Marke, so wie Coca-Cola“, 
sagt Ishanov, „bei uns glaubt jeder zu wis-
sen, wer oder was wir sind. Auch die FPÖ 
tut das ihre dazu, um uns abzustempeln. 
Auch, dass Innenminister Sobotka meint, 
es gäbe Frieden in Tschetschenien, ist nicht 
besonders hilfreich.“ Wichtiger wäre, dass 
die fortwährende Verletzung der Menschen-
rechte in Tschetschenien anerkannt würde. 
Seit der Ermordung der Journalistin Anna 
Politkowskaja im Jahr 2006, die darüber be-
richtet hatte, hat sich die Lage nicht verbes-
sert. Tausende Morde unter dem Putin-Ge-
treuen, Präsident Ramsan Kadyrow, sowie 
Gewalt gegen Homosexuelle, zeichnen ein 
anderes Bild als das des österreichischen In-
nenministers. 
Geschwiegen wird bis heute auch über die 
Vertreibung tschetschenischer Bevölke-
rungsteile unter Stalin, der eine halbe Milli-
on Menschen nach Kasachstan deportieren 
ließ. Als der Filmemacher Ruslan Kokana-
jew 2014 den Dokumentarfilm „Vergessen 
auf Befehl“ über diese Deportationen dreh-
te, verbot der Kreml kurzerhand die öffent-
liche Vorführung des Films. Die Begrün-
dung: Geschichtsfälschung. Iskhanov, selbst 
im Exil auf die Welt gekommen, bezeich-
net die Deportation als „Volkstrauma, stär-
ker noch als die späteren Kriege. Wir tra-
gen das alle noch immer in uns.“ 
Als die Eltern nach Tschetschenien zurück-
kehren durften, war Huseyn gerade ein Jahr 
alt. Die frühere Wohnung in Grosny gehör-
te nun Russen. Sich ein neues Leben in der 
Heimat aufzubauen, war für die Heimge-
kehrten dementsprechend hart.
Heute kann man in Tschetschenien nicht 
von Demokratie sprechen. Wer sich dazu 
hinreißen lässt, Kadyrow oder Putin öf-

fentlich zu kritisieren, werde im Fernsehen 
und über die sozialen Netzwerke gedemü-
tigt. „Das zerstört gerade in einer Gesell-
schaft, die so stark auf die Einhaltung von 
Würde aufgebaut ist, ganze Existenzen“, 
erklärt Kheda. Und ihr Vater fügt hinzu: 
„Die Russen haben sich heute weitgehend 
aus Tschetschenien zurückgezogen. Aber 
sie lassen Putins Gefolgsmann Kadyrow 
die schmutzige Arbeit machen. Ein Ende 
ist nicht in Sicht.“

Mut zur Erneuerung
Weder Vater noch Tochter scheuen die öf-
fentliche Auseinandersetzung. Meist wird 
diese Präsenz und das Engagement der Fa-
milie auch von der Community gutgehei-
ßen, nur manchmal wird kritisiert, dass 
Kheda Iskhanova kein Kopftuch trägt und 
etwa gemeinsam mit ihren Schwestern in 
Sendungen wie „Heimat, fremde Heimat“ 
öffentlich zu sehen ist. Sie verhalte sich 
nicht so, wie es von einer tschetschenischen 
Frau erwartet würde. Aber, so entgegnet sie: 
„Ich kann nicht still sein, wenn es um Unge-
rechtigkeiten geht. Und ich will auch zeigen, 
dass ich ohne Kopftuch eine gläubige Mus-
lima sein kann, die viele Möglichkeiten hat, 
ohne die Traditionen zu vergessen.“ 

Versuche der Iskhanovs, Landsleute vor die 
Kamera zu holen, scheitern meist: „Kaum 
jemand will öffentlich wie wir seine Mei-
nung äußern, gerade auch, wenn es um das 
Kadyrow geht“, erzählt die Studentin. Na-
türlich hätten die Leute auch Angst um ihre 
Verwandten in Tschetschenien. 
„Sie können aber nicht alle Familien bedro-
hen, weil wir hier im Westen offen Kritik 
üben“ sagt Kheda Ishanova, „wenn wir alle 
aussprechen was wir denken, würden wir 
unseren Landsleuten mehr helfen, als dem 
Druck nachzugeben. Ich finde, wir soll-
ten alle sagen was wir denken. So können 
wir ihnen weit mehr helfen. Kadyrow kann 
nicht Millionen von Menschen foltern. Das 
geht einfach nicht. Es muss jemand sagen 
wie es ist. Es trifft uns doch alle.“
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R alf (33) und seine Frau Sakera (35) 
lernten sich vor sieben Jahren auf 
der BOKU kennen. Als Tutor soll-

te Ralf der jungen Stipendiatin aus Bangla-
desch sein Labor zeigen. „Am Anfang fand 
ich ihn gar nicht so toll,“ lacht Sakera, die 
einen Magister in Forstwirtschaft hat „aber 
er war so lieb und geduldig.“ Ralf muss-
te mit ein paar Vorurteilen aufräumen: In 
Bangladesch hatte man Sakera erzählt, dass 
in Europa nur Alkohol aus den Leitungen 
kommt. „Ich habe mir literweise Wasser 
im Koffer mitgebracht!“. Wenn sich Men-
schen auf der Strasse küssten, hatte Sake-
ra mit den vielen Obdachlosen Mitleid, die 
sich keine Wohnung leisten konnten, um 
sich zurückzuziehen. Die erste Woche aß 
sie nur Eier und Semmel im Kaffeehaus 
um die Ecke ihres Wohnheims. Es war das 

IM PORTRÄT: BINATIONALE PAARE

Ralf und Sakera
FOTO UND TEXT: KARIN WASNER

für seine Töchter aussucht. Dass Ralf kein 
Moslem ist, war ein Problem: „Mein Papa 
machte sich Sorgen, dass Ralf vielleicht 
trinkt und kein guter Mann ist.“ Schließ-
lich bezahlte Sakeras Vater doch noch die 
Flugtickets um seinen Schwiegersohn ken-
nenzulernen. „Du hast dir einen Guten aus-
gesucht,“ kam er eines abends an Sakeras 
Bett. Also wurde im Jänner 2012 in Ku-
milla zum dritten Mal geheiratet. Musli-
misch und traditionell. Ein Fest das zwei 
Tage dauert mit vielen hundert Leuten, mit 
Gelbwurz angemalt und in gemietetem Ge-
wand. Nur Ralfs Schuhgrösse 43 war in 
Bangladesch kaum zu bekommen.
Zur Zeit ist Ralf in Karenz, Sakera arbei-
tet wieder. Vor einem Jahr kam ihr Sohn 
Adam auf die Welt, der mit zwei wunder-
baren Kulturen aufwachsen wird.

einzige vegetarische Gericht auf der Kar-
te und sie fand keinen Markt, um für sich 
und ihren mitgebrachten Reiskocher eine 
Packung Reis zu kaufen.
Ralf brachte ihr Schwimmen und Fahrrad-
fahren bei. „Kilometerweit ist er auf der 
Prater Hauptallee neben mir gelaufen und 
hat mein Rad festgehalten.“
Ein Jahr später haben die beiden geheira-
tet. Zuerst auf dem Standesamt, auf eng-
lisch und in Bangla Tracht. Einige Tage spä-
ter klassisch, in schwarz und weiss in der 
Kirche, getraut von Ralfs ehemaligen Re-
ligionslehrerin.
Schwierigkeiten gab es nur anfangs mit Sa-
keras Familie: „Mein Papa war sehr böse.“, 
sechs Monate haben er und ihre Schwes-
ter nicht mit ihr geredet. In Bangladesch ist 
es Tradition, dass der Vater den Bräutigam 
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Ich bin meine 
Geschichte 
Im „Häferl“: Inventur der 

verborgenen  Talente.

EINE KOLUMNE VON MARTIN SCHENK

Illustration: Petja Dimitrova

Raues Pflaster 
Praterstern
Vertreibt die Polizei am 

Praterstern systematisch 

junge Flüchtlinge?

UM DIE ECKE GEDACHT MIT  

PHILIPP SONDEREGGER 

Illustration: Petja Dimitrova

Der Eintritt ein Gedicht. Der Zu-
gang ein Lied. Der Türöffner eine 

Kurzgeschichte. Heute abend wird zum 
Treff in die Wiener Notstelle s`Häferl 
geladen, dem Wirtshaus für Leute, die 
es eng haben und am Limit leben. Ge-
kommen sind Anneliese, die mit ihrer 
Mindestpension mehr schlecht als recht 
durchkommt; da ist Kurt, den der Ar-
beitsmarkt ausgespuckt hat wie ein un-
genießbares Stück Fleisch; gekommen 
ist Lisa, die mit Krankheit und dem 
Alltag kämpft. Für Essen und Trinken 
ist gesorgt. Anneliese liest ihre vor ei-
nigen Tagen verfasste Kurzgeschich-
te über eine verflossene Liebe vor, Kurt 
gibt Stanzln aus seiner früheren Arbeit 
zum Besten, Lisa wagt sich an ein Ge-
dicht, das ihr in der Straßenbahn ein-
gefallen ist. Alle sind sie sonst als un-
brauchbar abgestempelt worden, vom 
Arbeitsmarkt als chancenlos tituliert, in 
der Öffentlichkeit unsichtbar gemacht. 
Doch hier im Häferl wird das wie zu ei-
ner „Inventur der verborgenen Talente“, 
all die ökonomisch entwerteten Fähig-
keiten und Kenntnisse von Menschen 
werden gehoben, sichtbar und hörbar. 
Anderer Schauplatz. Gespräche und In-
terviews mit angelernten Arbeitern, Fach-
arbeitern sowie prekär beschäftigten 
Frauen in der Steiermark. Die Män-
ner haben Entlassungen, Wiedereinstel-
lungen und wieder Entlassungen erlebt. 
Die Frauen berichten von unsicheren, 
schlecht bezahlten Jobs, langen Phasen 
der Erwerbslosigkeit und der Schwie-

rigkeit, Beruf und Familie zu vereinba-
ren. Die schwierigen Arbeitsbedingungen 
nehmen die Männer in Kauf für soziale 
Sicherheit, einen bescheidenen Wohl-
stand und soziale Anerkennung. Die 
Frauen sind stolz, alles zu schaffen, ein 
eigenes Einkommen und auch Zeit für 
die Kinder zu haben. Sie alle haben so-
zialen Abstieg erlebt: beruflichen Abstieg 
vom Metallarbeiter zum Straßenreiniger, 
Lohnverlust, erzwungene Frühpensio-
nierung. Sie fühlen sich um das verspro-
chene Lebenskonzept betrogen, das einen 
Tausch von harter Arbeit gegen beschei-
denen Wohlstand und einen anerkannten 
sozialen Status vorsieht. „Wer nimmt 
mich mit über fünfzig, es wird immer 
schwieriger.“ Ihre Situation wird herun-
tergespielt oder mit leeren Durchhaltepa-
rolen zugedeckt. Dafür gibt es öffentlich 
keine Sprache. Die Debatte über Mindest-
sicherung beispielsweise findet seit zwei 
Jahren ohne die Betroffenen statt. Und 
niemand scheint es aufzufallen. 
Diese Geschichte besteht offensichtlich 
seit hunderten Jahren in einem sich stets 
wiederholenden Prozess, bei dem die je-
weilige Verlierergruppe eines grundle-
genden sozialen Wandels für ihre ver-
schlechterte ökonomische Lage selbst 
verantwortlich gemacht, beschimpft und 
herabgewürdigt wird. Es geht um die Ge-
walt, der jene ausgesetzt sind, deren Le-
ben im Dunkeln bleibt, die nicht reprä-
sentiert werden, die nicht sichtbar sind. 
Im Häferl stellen Anneliese, Kurt und 
Lisa ihre Geschichte(n) dagegen.

Der Praterstern ist ein Schlupfwin-
kel für die Gestrandeten der Kon-

sumgesellschaft. Obdachlose, Trinker, 
Gelegenheitsarbeiterinnen aus dem Os-
ten, Junkies. Und seit kurzem die af-
ghanischen Jugendlichen, die vom 
Westbahnhof vertrieben wurden. Die 
unschöne Ansammlung Untätiger er-
regt das Missfallen des disziplinierten 
Bürgers. Der Boulevard fordert Repres-
sion, die Stadt kontert mit Repression.
Wie kann das gut gehen? Welche „öffent-
liche Ordnung“ wird hier mit welchen 
Mitteln durchgesetzt? Der Lokalaugen-
schein übertrifft die Befürchtungen. Das 
Ausreizen rechtlicher Spielräume war zu 
erwarten. Aber hier drängt sich der Ein-
druck auf, dass Befugnisse der Polizei 
missbraucht werden, um Unliebsame zu 
vertreiben.
Ein Beispiel: In der Wartehalle stehen 
vier afghanische Jugendliche. Ein Poli-
zeibus fährt vor, eine Gruppe der Bereit-
schaftseinheiten steigt aus. Das sind fünf 
Auszubildende und ein Offizier in Zu-
pack-Montur. Obwohl die Afghanen kein 
erkennbar rechtswidriges Verhalten set-
zen, eilt der Trupp gezielt auf diese zu. Die 
jungen Männer haben sichtlich ein Déjà-
vu und beginnen sich zu entfernen. Die 
Polizei hinterher. Zwei Eifrige vorneweg, 
der Gruppenkommandant bleibt mit et-
was Abstand zurück. Hier zählen nicht die 
Leitbilder der Polizeiführung, sondern der 
Alltags-Ruf nach Law & Order. Der Ton 
ist rauh, die Körpersprache martialisch. 
Ein Polizist nähert sich dem Beobachter 
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CLARTEXT

„Wir können 
nicht alle 
nehmen“
PolitikerInnen und Journali-

stInnen setzen Übertreibung 

immer wieder als Stilmittel 

ein. Zum Beispiel in der 

Asyldebatte. Da ist Vorsicht 

angesagt.  

CLARA AKINYOSOYE SAGT ES NICHT DURCH DIE BLUME. 

EINE KOLUMNE ÜBER DIVERSITÄT UND MIGRATION.

Illustration: Petja Dimitrova

Ich habe eine gute Bekannte, deren 
Talent es ist, Geschichten zu erzäh-

len. Sie berichtet bunt und ausschwei-
fend, setzt gekonnt dramatische Pausen 
ein und sie verwendet gerne Superlative. 
Ihre Geschichten sind deshalb so legen-
där, weil sie wie viele gute Rhetorike-
rInnen Übertreibung als Stilmittel ein-
setzt. Wenn sie also davon spricht, dass 
im Büro alle Augen auf sie gerichtet wa-
ren, dann waren da sicher auch einige, 
die woanders hinblickten. Und wenn sie 
in einer tiefschwarzen, der wohl dun-
kelsten Gasse, die sie jemals gesehen 
hat, unterwegs war, dann war dort mit 
Sicherheit irgendwo doch eine Laterne. 
Aber das macht die Frau nicht zur Lüg-
nerin, sondern zur Entertainerin. 
Wenn sich allerdings PolitikerInnen 
und Politik-JournalistInnen der Über-
treibung als Stilmittel bedienen, dann ist 
Vorsicht geboten. Denn die Botschaften 
dieser MeinungsbildnerInnen dienen in 
erster Linie nicht der Unterhaltung. Sie 
prägen den politischen, medialen und 
gesellschaftlichen Diskurs. Wie oft ha-
ben Sie denn den Satz gehört oder ge-
lesen „Wir können nicht alle nehmen“? 
Diese Aussagen wurden so oft reprodu-
ziert und werden wie scheinbar harmlose 
Floskeln in Debatten über Asyl- und Mi-
grationspolitik beliebig eingesetzt. Nur 
rhetorische Übertreibungen, die keinem 
wehtun, könnte man meinen, nichtssa-
gende Floskeln, über die man sich nicht 
weiter echauffieren muss. Aber so ist es 
nicht. Denn mit solchen Aussagen wird 

und gibt die Anweisung „Gehn’s weiter“. 
Auf die Frage, ob es sich um eine rechts-
wirksame Wegweisung handle, dreht 
er wortlos um und widmet sich wie-
der wehrloseren Personen. „Raus jetzt“ 
herrscht die Beamtin einen Flüchtling 
an, nachdem alle Personalien überprüft 
sind und nichts vorliegt. Ihr Zeigefinger 
ruht im Gestus schräg nach oben, ihr 
Blick geht am Gegenüber vorbei. 
Hätten die Jugendlichen Zugang zu wirk-
samer Rechtsvertretung, hätte die Repu-
blik Österreich ein Nachsehen. In mehre-
ren Punkten verletzt die Amtshandlung 
die Richtlinien ganz offenkundig. Doch 
wir, die Republik, lassen unsere Organe 
derart gewähren, gerade weil die Neu-
ankömmlinge keinen tatsächlichen Zu-
gang zum Recht haben. Hier herrscht der 
sprichwörtliche, rechtsfreie Raum. 
Noch schlimmer: Der Staat verbreitet 
eine Botschaft unter den jungen Flücht-
lingen, unausgesprochen aber unmiss-
verständlich: „Wir wollen euch hier 
nicht“. So haben sie ihn bereits auf ih-
rer beschwerlichen Reise kennen gelernt. 
Feindlich gesinnt. Der Staat, ein unbere-
chenbarer Gegner. Das Recht, eine Waf-
fe der anderen. Nie wären die Flüchtlin-
ge an ihr Ziel gelangt, hätten sie sich nicht 
in jedem einzelnen Land widersetzt. Nun, 
am Endpunkt - in Sicherheit - verwehren 
wir ihnen die notwendigen Erfahrungen, 
um diese Einstellung zum Staat zu revi-
dieren. Die Flüchtlinge werden weiter-
hin auf Verwandte und Landsleute zäh-
len, statt auf Institutionen und Verfahren.

dazu beigetragen, dass ein verfälschtes 
Bild über die tatsächliche Verteilung von 
Flüchtlingen gezeichnet wird. Wer der ei-
genen politischen Forderung oder dem 
politischen Kommentar Würze verleihen 
will, indem man sich einer Floskel wie 
„Wir können nicht alle Flüchtlinge auf-
nehmen“ bedient, suggeriert damit, dass 
alle zu „uns“ nach Österreich bzw. Euro-
pa wollen, dass irgendwo doch die For-
derung im Raum stehen muss, „wir“ soll-
ten alle nehmen. 
Ignoriert wird dabei, dass der Großteil 
der Flüchtlinge eben nicht im reichen 
Europa, sondern in wirtschaftlich schwä-
cheren Ländern wie dem Libanon, in Jor-
danien, Pakistan, der Türkei und vielen 
afrikanischen Staaten wie Uganda und 
Äthiopien untergekommen ist. Nach 
wie vor befinden sich die größten Flücht-
lingslager der Welt in Jordanien und auf 
dem afrikanischen Kontinent, nämlich 
in Kenia. Doch das wird in unseren sehr 
aufgeregten, eurozentristischen Diskur-
sen über Asyl und Migration selten oder 
nur am Rande zur Sprache gebracht. Wie 
es scheint, wird auch die Forderung, die 
EU solle Flüchtlingslager in Afrika er-
richten und betreiben, bald mehrheits-
fähig sein. Das heißt, die Flüchtlingspro-
blematik wird auf Afrika abgewälzt. Aber 
ganz ehrlich: Afrika kann doch nicht alle 
nehmen. 
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Alle gegen Terror

Aus ganz Österreich trafen im vergange-
nen Juni sich knapp 300 Imame in Wien, 
um gemeinsam eine Deklaration gegen 
Extremismus und Terror zu verkünden. 
Bei der Präsentation vor dem Islamischen 
Zentrum Wien hielt Imam Ramazan Demir 
eine Rede, in der Anschläge weltweit verur-
teilt wurden. Die Veranstaltung wurde po-
sitiv in der Öffentlichkeit aufgenommen. In 
Deutschland gab es eine ähnliche Initiative, 
als die Autorin und Lehrerin Lamya Kad-
dor zu einem Friedensmarsch in Köln unter 
dem Motto „Nicht mit uns“ aufrief. Das me-
diale Interesse war hoch, allerdings erteil-
ten nacheinander große islamische Verbän-
de der Teilnahme am Protestmarsch eine 
Absage. Sie begründeten das damit, dass 
muslimische Verbände in ganz Deutsch-
land schon immer gegen Terror protestiert 
hatten – und zwar nicht durch Zurufe von 
Außen: „Forderungen nach muslimischen 
Anti-Terror-Demos greifen zu kurz, stigma-
tisieren die Muslime und verengen den in-
ternationalen Terrorismus auf sie – das ist 
der falsche Weg und das falsche Zeichen, 
denn diese Form der Schuldzuweisung spal-
tet die Gesellschaft“, hieß es in der Absage 
des Dachverbandes DITIB in Deutschland. 
Schließlich kamen zum Friedensmarsch 
etwa 1.000 statt der erwarteten 10.000 Men-
schen. Lamya Kaddor nahm es gelassen und 
meinte: Was zählt, ist doch die Botschaft!

Ausschmückung

Im Juli war es dann soweit: Die von Au-
ßenminister Sebastian Kurz in Auftrag ge-

Community News
Muslimische Communities helfen oft unbürokratisch und arbeiten zumeist 

abseits der Öffentlichkeit an der Integration von Flüchtlingen. Sie sind eine 

wichtige Schnittstelle innerhalb der Gesellschaft. Was aber tut sich hier?

TEXT: IBRAHIM YAVUZ

gebene Studie zu islamischen Kindergär-
ten wurde präsentiert. Kurz darauf wurden 
dem FALTER zugespielte Infos bekannt, 
wonach die Studie im Ministerium nach-
träglich inhaltlich verändert wurde. Zu Be-
ginn leicht verunsichert, verlautbarte Aslan 
wenig später, dass die Änderungen mit sei-
nem Einverständnis erfolgte waren. Die 
Abänderungen sind teils gravierend und 
lassen vermuten, dass man bereits mit ei-
ner bestimmten Erwartungshaltung an die 
Studie herangegangen war. Ein Beispiel: Im 
Original hieß es: „Muslimische Eltern wol-
len für ihre Kinder in islamischen Kinder-
gärten „Werte wie Respekt, Gelassenheit, 
Individualität des Kindes, Hygiene, Zufrie-
denheit, Pünktlichkeit, Liebe, Wärme und 
Geborgenheit, Selbständigkeit und Trans-
parenz der Regeln.“ Ein Ministerialbeamter 
änderte diesen Satz inhaltlich so ab: „Be-
sonders wichtig ist ihnen, dass den Kindern 
islamische Werte vermittelt werden.“ 
Nun hat die Universität Wien, unter deren 
Obhut die Studie für 36.000 Euro durchge-
führt wurde, eine unabhängige Kommissi-
on beauftragt. Es geht darum, die Wissen-
schaftlichkeit der Studie zu überprüfen. Der 
Verdacht einer Täuschungsabsicht steht im 
Raum. Eine andere Frage ist, wie man in 
Österreich damit umgeht. Würde die Prüf-
kommission eine Irreführung feststellen 
hätte das – zumindest in Deutschland – 
den Rücktritt des zuständigen Ministers 
zur Folge. Nun wird Kurz als Bundeskanz-
lerkandidat hoch gehandelt und aus seiner 
Sicht ist nur zu hoffen, dass die Prüfergeb-
nisse erst nach den anstehenden Wahlen 

bekannt werden. Da ist die Öffentlichkeit 
bereits mit einem anderen, vielleicht wich-
tigeren Thema beschäftigt.  
Es geht aber auch um die Glaubwürdig-
keit des Erstellers der Studie, Ednan Aslan. 
Kürzlich hat der Kurier über eine andere 
Studie Aslans zur Religiosität von inhaf-
tierten Extremisten berichtet. Für die Stu-
die wurden 29 Extremisten befragt. Das 
Ergebnis, laut Aslan: Die... Annahme, dass 
radikalisierte Personen mehrheitlich über 
eine geringe Kenntnis der Religion verfü-
gen, hat sich in der Studie nicht bestätigt.“ 
Dem widersprechen namhafte internatio-
nale Wissenschaftler und stellen das Ergeb-
nis als „nicht wahrheitsgemäß“ in Zweifel.

Betraum in Zentrumsnähe

Nachdem das Afro-Asiatische Institut 
(AAI) seine Tätigkeiten in Wien eingestellt 
hatte, verlor die Stadt auch die Moschee, die 
mit ihrer Nähe zur Hauptuniversität und 
zum Stadtzentrum eine besondere Stellung 
besaß: Ein kleiner Raum im 1. Stock des 
AAI in der Türkenstraße im 9. Wiener Ge-
meindebezirk. Nun aber gibt es eine neue 
Initiative, um eine Universitätsmoschee na-
mens Iqraa zu gründen. Das Unternehmen 
wird von der IGGiÖ unterstützt und wo-
möglich wird bald vor allem dem Bedürfnis 
der muslimischen Studierenden aber auch 
Touristen nachgegangen, die in der unmit-
telbaren Nähe zum Stadtzentrum sonst 
kaum geeignete Möglichkeiten zum Ver-
richten ihrer Gebete finden. 
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U nter den Umständen ist es be-
stimmt nicht leicht optimistisch zu 
bleiben und dennoch scheint das 

den beiden Leiterinnen des Vereins Vita 
Nova zu gelingen. Ruth-Maria Schwind, 
pädagogische Leiterin, und Waltraud Füh-
rer, wirtschaftliche Leiterin, sitzen im klei-
nen und kühlen Foyer des Vereins. Fröh-
lich wirkende, minderjährige Flüchtlinge 
spazieren an ihnen vorbei, grüßen nett 
und verschwinden dann entweder im Gar-
ten, wo die Sonne brennt, oder im oberen 
Stockwerk. Die zwei Leiterinnen strahlen 
Hoffnung aus. Der sonnige Garten wirkt 
fast schon wie eine Allegorie des hier an-
wesenden Optimismus. Sie hoffen und be-
ten, dass alles gut ausgehen wird für ihre 
16 Schützlinge, die bis zu 21 Monate dar-
auf warten, ihr Erstgespräch für das Asyl-
verfahren zu führen. 

Ungebrochener Optimismus

„Die Ungewissheit belastet die Jugendli-
chen enorm“, sagt Schwind. Medienberich-
te über Anschläge in und Abschiebungen 
nach Afghanistan wirken sich katastrophal 
aus: „Die Jugendlichen haben Angst, sie lei-
den an Schlafstörungen und sind teils ver-
zweifelt.“ Schwind glaubt aber, dass sich die 
Dinge zum Guten wenden werden. Ihren 
Optimismus schöpft sie zum großen Teil 
aus der Kraft der Jugendlichen, die trotz der 
psychischen Belastung Deutschkurse bele-
gen und erfolgreich absolvieren und genug 
Motivation finden, an der Gesellschaft teil-
zunehmen, sich an Regeln zu halten und 
fleißig zu bleiben. Der Verein bietet psychi-

Wo man Hoffnungslosigkeit heilt
Der Verein Vita Nova kümmert sich um 16 afghanische Flüchtlinge und lässt sich 

von der Energie der Jugendlichen anstecken.

TEXT: MUHAMED BEGANOVIC

sche Unterstützung und diverse Aktivitä-
ten, um die Jugendlichen aufzubauen.
Vita Nova wurde Anfang 2016 mit dem 
Ziel gegründet, sich um unbegleitete, af-
ghanische, minderjährige Flüchtlinge zu 
kümmern. Es begann mit einer herzzer-
reißenden Begegnung in Traiskirchen am 
Höhepunkt des Flüchtlingsstroms 2015. 
Schwind und Führer trafen auf einen jun-
gen Flüchtling, der sie regelrecht anfleh-
te, ihm eine Bleibe zu finden. Die Hilfs-
losigkeit traf sie wie ein Stein ins Gesicht 
und so beschlossen sie dann und dort et-
was auf die Beine zu stellen. Sie suchten 
eine Bleibe und wurden in der Strozzi-
gasse fündig. Sie suchten ein engagiertes 
Team und fanden bald eins. Unter ihnen 
war auch ein Mitarbeiter mit afghanischen 

Wurzeln, der Dari (eine der zwei Amts-
sprachen in Afghanistan) spricht. Daher 
lag es für sie auf der Hand, dass sie nur af-
ghanische Flüchtlinge, die Dari sprechen, 
aufnehmen würden. Sie sehen sich nicht 
als Grundversorgungseinrichtung. Eher 
eine Rundumversorgungseinrichtung, in 
der den Jugendlichen von Nahrung, über 
psychologische Betreuung bis zur sexuel-
len Aufklärung alles angeboten wird. Ihr 
oberstes Ziel ist es, Termine für die Erstge-
spräche zu bekommen. „Es ist ein Skandal, 
dass Kinder so lange warten müssen. Es ist 
fast so, als würden die Behörden warten, bis 
sie 18 Jahre alt werden, um sie dann leich-
ter abschieben zu können“, sagt Schwind.  
Laut Schwind und Führer sind angesichts 
der unsicheren Lage über Abschiebun-
gen nach Afghanistan Geduld und Fein-
gefühl gefragt. Auf Anraten größerer Or-
ganisationen, versuchen sie, die Behörden 
nicht mit Anfragen zu überhäufen, denn 
das könnte sich negativ auf die Akten der 
Jugendlichen auswirken. Sich bei der Poli-
tik darüber zu beschweren, würde zur Zeit 
auch nicht viel bringen, denn es ist aktu-
ell Wahlkampf. „Ich finde es schade, dass 
niemand in der Politik Haltung zeigt und 
sich für dieses Thema einsetzt“, so Schwind. 
Ihre letzte Hoffnung setzt sie auf Christi-
an Kern, der sich bis jetzt bedeckt gehal-
ten hat. „Ich wünsche mir ein Gespräch mit 
dem Bundeskanzler Kern. Er hat Haltung. 
Er muss diese nur öffentlich zeigen“, sagt 
Schwind. Da ist er wieder. Der Optimismus. 
Und er strahlt genau so stark wie die Au-
gust-Sonne.

Waltraud Führer, Ruth-Maria Schwind: kümmern 

sich auf beeindruckende Weise um ihre 

Schützlinge.
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20 Strategien  
gegen Rechts 

Als der Autor während der Bun-
despräsidentschaftswahl 2016 in 
Deutschland zu einem Vortrag 
eingeladen war, verblüffte ihn, 
dass die ZuhörerInnen es für ihr 
Land nahezu unmöglich hielten, 

Die große Koalition sollte nicht 
zur Dauereinrichtung werden. 
Denn wer die Regierung ab-
wählen oder ihr einen Denkzet-
tel verpassen möchte, der landet 
vielleicht bei einer rechtsextre-
men Partei. 
Einen Erfolgsfaktor der FPÖ 
sieht Pollak in deren Kommuni-
kationsstrategie; trainierte Kom-
munikatoren wissen, wie sie ihre 
Botschaften platzieren und wie 
eine Täter-Opfer-Umkehr funk-
tioniert. Das ist ein Trainings-
vorsprung, den die Anderen erst 
aufholen müssen. Freilich nicht 
durch ebensolche populistische 
Mittel, sondern mit der „Fähig-
keit, überzeugend aufzutreten 
und erfolgreich zu argumen-
tieren“. Den Rechten sollte man 
niemals die Themensetzung 
überlassen, wie Pollak an einem 

BUCH

dass ein rechtsextremer Politiker 
in das höchste Amt der Repub-
lik gewählt werden könnte. Für 
Alexander Pollak war das ein 
Impuls, dieses Buch zu schrei-
ben. Der Sprecher von SOS Mit-
mensch analysiert darin das Er-
starken der FPÖ und zieht eine 
Linie zur Zeit nach dem Nati-
onalsozialismus. Er beleuchtet 
die Staatsdoktrin Österreichs 
als erstem Opfer, das Ausblen-
den der Verfolgung jüdischer 
ÖsterreicherInnen, die Begeis-
terung für den Anschluss und 
sieht darin Grundsteine für das 
Erstarken der Freiheitlichen 
Partei. Bei SPÖ und ÖVP sieht 
er eine Mitverantwortung, nicht 
zuletzt durch deren jahrzehnte-
lange große Koalitionen. Daraus 
entwickelt Pollak eine seiner 20 
Warnungen an Deutschland: 

Beispiel zeigt. Nach dem An-
schlag auf einen Berliner Weih-
nachtsmarkt tweetete Marcus 
Pretzell, AfD-Landesobmann 
von Nordrhein-Westfalen: “Es 
sind Merkels Tote“. Eine kalku-
lierte Provokation, die in sämt-
lichen Medien präsent war und 
eine Diskussion über die Hinter-
gründe des Anschlags verdräng-
te. Statt dessen sollten demokra-
tisch gesinnte PolitikerInnen 
selbst mehr Themen setzen und 
über ihre eigenen Ziele spre-
chen. (Nasila Berangy-Dadgar) 

Alexander Pollak

Zwanzig Erfolgsfaktoren der extre-
men Rechten. Zwanzig Gegenstra-
tegien. Wie Deutschland aus den 
Fehlern Österreichs lernen kann. 
Verlag: Books on Demand, 2017

132 Seiten, 11,90 Euro

Willkommen in  
Österreich?

Hier wird nichts schöngere-
det: Ferry Maier, der 2015/16 
als rechte Hand des Flücht-
lingskoordinators der Bundes-
regierung, Christian Konrad, 
fungierte, erzählt von seinen 

BUCH

niederschmetternden Erfah-
rungen: von Blockaden der 
österreichischen Bürokratie und 
einer schier gelähmten Politik 
angesichts der Menschen, die 
über die Ostbalkanroute nach 
Österreich geflüchtet waren.
So eindeutig die Kritik des frü-
heren ÖVP-Abgeordneten an 
der Regierungsarbeit ausfällt, so 
groß ist seine Bewunderung für 
die Zivilgesellschaft, ohne die 
es, wie mehrfach betont wird, 
in Anbetracht des Versagens 
der Politik zu einer großen hu-
manitären Katastrophe gekom-
men wäre. Maier und die Jour-
nalistin Julia Ortner zeichnen 
nach, mit welchen Folgen auf 
Grund bisheriger Versäumnisse 
der Flüchtlingspolitik in Öster-
reich zu rechnen ist und sie for-
dern eine positive Neuorientie-

rung. Dafür bräuchte es einige 
wichtige Schritte, das Rad müss-
te man aber nicht neu erfinden.
„Willkommen in Österreich?“ 
lässt Geflüchtete ebenso zu 
Wort kommen wie Menschen, 
die sich an der Basis der Flücht-
lingshilfe engagieren und auch 
Experten wie Killian Klein-
schmidt. Julia Ortner hat aus-
führlich etwa auch mit Ex-Raiff-
eisen-General Christian Konrad 
gesprochen, der nicht auf Kritik 
an der Politik verzichtet. Kon-
kret geht er auch auf die Absur-
dität des vom österreichischen 
Innenminister oftmals zitierten 
„Pull-Faktor“ ein, wonach die 
Aussicht auf Sozialleistungen in 
Österreich Menschen in Kriegs-
gebieten überhaupt erst auf die 
Idee bringen soll, zu flüchten.
„Willkommen in Österreich?“ 

gibt wichtige Einblicke in die 
Geschehnisse im „Jahr der gro-
ßen Flucht“ und spiegelt da-
bei österreichische Verhältnis-
se bestens wieder. Mit diesem 
Buch liegt eine überaus packen-
de Lektüre vor, nicht nur für 
jene, die 2015 selbst mitgehol-
fen haben. (Evelyn Steinthaler)

Ferry Maier/Julia Ortner

Willkommen in Österreich? Was 
wir für Flüchtlinge leisten können 
und wo Österreich versagt hat. 
Verlagsanstalt Tyrolia, 2017

176 Seiten, 19,95 Euro
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Atlas der Umwelt-
migration

Der verdienstvolle oekom Ver-
lag in München verweist auf 
seiner Website zurecht auf den 
„Atlas der Globalisierung“, den 
Le Monde diplomatique her-
ausgibt, wenn er den „Atlas der 
Umweltmigration“ bewirbt. Die 
von der IOM (International Or-
ganization for Migration) er-
stellte Arbeit widmet sich – in 
dieser umfassenden Weise – 
vielleicht erstmals dem gesam-
ten Zusammenspiel von Klima 
und Migration. Während allein 
das Kohlenstoffdioxid, das seit 
der Industrialisierung in die 
Atmosphäre geblasen wurde, 
die Erde für die nächsten Jahr-
tausende erwärmen wird, müs-
sen wir uns mit dem Satz „Vor 
dem Klima auf der Flucht“ an-
freunden. Dürren treiben in 
ohnehin kargen afrikanischen 
Regionen Menschen von ih-
ren ausgetrockneten Böden, 
während steigende Meeres-
spiegel weltweit Küstenregio-
nen versinken lassen. Wetterex-
treme verschärfen Konflikte bis 
zu Kriegen, Stürme sorgen für 
Zerstörungen. Die IOM spricht 
von einem Ende der traditionel-
len Migration und widmet ein 
ganzes Kapitel den politischen 

BUCH

Lösungen für diese nächsten 
Entwicklungen. Dieser Zusam-
menhang von Klima und Mig-
ration ist das vielleicht bedeu-
tendste Junktim für die Politik 
der Zukunft. Kein Klimagip-
fel wird mehr ohne diese Fra-
ge diskutiert werden können. 
Wer den Atlas der Umweltmig-
ration liest, dem wird klar, dass 
Rechtspopulisten, die entgegen 
eines nahezu weltweiten wis-
senschaftlichen Konsenses den 
menschgemachten Klimawan-
del leugnen, keine Konzepte für 
die wohl größte Herausforde-
rung für die internationale Ge-
meinschaft haben. Die vorlie-
gende Publikation bietet nicht 
nur Antworten, sondern auch 
neue, systemische Zugänge, wie 
man sich dem Thema Migrati-
on für die Zukunft annähern 
könnte. Ein präzise kompiliertes 
Buch, gut strukturiert in über-
sichtlich gehaltenen, knappen 
Kapiteln, ergänzt durch Grafi-
ken, das einem wertvolle Infor-
mationen für diese Diskussion 
bietet. (red)

Dina Ionesco, Daria Mokhna-

cheva, Francois Gemenne

Atlas der Umweltmigration 
oekom Verlag, 2017

176 Seiten, 22 Euro
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 DIE EINSTELLUNG, DASS LIEBE AM MEISTEN BEWEGT.
PKP BBDO FÜR SOS MITMENSCH.
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10.10.2017 In Wien: Wahllokal - 1., Heldenplatz  
Erzherzog Karl Reiterdenkmal
U2/U3 Volkstheater15 bis 20 Uhr

Weitere Wahllokale in Graz, Linz, Salzburg, Innsbruck und Klagenfurt siehe 

WWW.SOSMITMENSCH.AT

Mein Österreich 
Meine Wahl  
Pass Egal
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Hilfe 
für Geflüchtete
geht weiter!

Warum engagieren sich Men-
schen noch immer und immer 
wieder freiwillig in der Flücht-
lingshilfe? Was ist ihre Motivati-
on und was raten sie Menschen, 
die auch ehrenamtlich aktiv wer-
den wollen? SOS Mitmensch hat 
nachgefragt und zeichnet beein-
druckende und ermutigende Por-
träts von Helferinnen und Hel-
fern: www.sosmitmensch.at

Fehlender Bil- 
dungszugang 
für Asylsuchende
Eine Erhebung von SOS Mit-
mensch hat zahlreiche Lücken 
und Hürden beim Bildungszugang 
von jungen Asylsuchenden zuta-
ge gefördert. Problematisch sind 
u.a. der Ausschluss von der Aus-
bildungspflicht, fehlende Bildungs-
plätze, abgelegene Quartiere und 
Einschränkungen beim Zugang 
zur Lehre. Lösungsvorschläge auf: 
www.sosmitmensch.at

SOS Mitmensch
dankt großartigen
KünstlerInnen! 

Auch 2017 wurde die Men-
schenrechtarbeit von SOS Mit-
mensch wieder von zahlreichen 
großartigen Künstlerinnen und 
Künstlern unterstützt. Ihre fan-
tastischen Werke haben sie un-
entgeltlich für die große Bene-
fizkunstauktion zur Verfügung 
gestellt. Wir sagen ganz herz-
lich DANKE!

SOS MITMENSCH

Bei der Bundespräsidentenwahl hat die 
Mehrheit der Bevölkerung verhindert, dass 
ein Vertreter der extremen Rechten in eines 
der höchsten Ämter der Republik gelangt. 
Bei der Wahl am 15. Oktober und den Koa-
litionsverhandlungen danach geht es erneut 
auch darum, ob Rechtsextreme in Macht-
positionen kommen.
Doch von den Parlamentsparteien haben 
nur Grüne und Neos klar gesagt, dass sie 
keine Rechtsextremen und Hetzer in Mi-
nisterämter befördern werden. Was aber 
werden SPÖ und ÖVP tun?
Bundeskanzler Kern hat uns geschrieben, 
dass er „nicht mit Parteien zusammenar-
beitet, die gegen Menschen und Minder-

Ioana-Alexandra lebt seit 26 Jahren in Öster-
reich. Dennoch darf sie nicht mitbestimmen, 
wer das Land regiert. So wie sie ist fast jede 
sechste in Österreich lebende Person von der 
diesjährigen Nationalratswahl ausgeschlos-
sen, weil sie keinen österreichischen Pass hat.
SOS Mitmensch kämpft gemeinsam mit 
Betroffenen und KooperationspartnerIn-
nen gegen diesen Wahlausschluss. Am 10. 
Oktober findet in sechs österreichischen 

WAHLEN

Keine Ministerämter für Rechtsextreme und Hetzer

TEXT: ALEXANDER POLLAK

Gegen Rechtsextreme: Adele 

Neuhauser

Am 10. Oktober wählen alle, die 

hier leben.

Kunstauktion SOS Mitmensch.
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Städten eine „Pass Egal Wahl“ statt. In 
Wien, Graz, Linz, Salzburg, Innsbruck und 
Klagenfurt werden Wahllokale eröffnet, bei 
denen alle, unabhängig von ihrem Pass, 
ihre Stimme abgeben können. 
Wir rufen die in Österreich lebenden Men-
schen dazu auf, ein Zeichen gegen den 
Wahlausschluss zu setzen. Kommen Sie am 
10. Oktober zu den Pass Egal-Wahllokalen! 
Infos: www.sosmitmensch.at

rantie, dass sie keine 
rechtsextrem durchsetzte 
Partei in die Regierung 
holen und keine Rechts-
extremen und Hetzer in 
Ministerämter befördern. 
Die extreme und rassis-
tische Rechte darf nicht 
die Macht erhalten, ra-
dikalen Nationalismus, 
zerstörerische Men-
schenfeindlichkeit und 
tiefe soziale Spaltung in 
die Tat umzusetzen.

DEMOKRATIE

Pass egal. das ist auch meine Wahl!

heiten hetzen“. Ähnliches 
findet sich auch im „Krite-
rienkatalog“ der SPÖ. Doch 
wie verbindlich sind solche 
Aussagen angesichts anders 
lautender Aussagen in sei-
ner Partei? Von ÖVP-Ob-
mann Kurz kam auf unsere 
Anfrage gar keine Reaktion. 
SOS Mitmensch fordert 
von der Politik eine kla-
re Haltung gegen Rassisten 
und Hetzer in Machtposi-
tionen ein. Wir verlangen 
von allen demokratisch ge-
sinnten Parteien eine Ga-
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Illustration: Petja Dimitrova

Was sich ankündigt, ist ein fataler Fehler: eine Re-
gierungsbeteiligung der FPÖ wäre heute schlim-
mer als im Jahr 2000. Der Protest gegen Schwarz-
blau, damals voller Pathos Widerstand genannt, 
hatte recht: Die Freiheitlichen wurden durch die 
Koalition nicht gemäßigter. Im Gegenteil: Die 
FPÖ ist radikaler denn je. Wir warnten im Jahr 
2000 davor, dass der rassistische Populismus nicht 
überwunden werden würde, sondern legitimiert. 
Genau das ist geschehen. Wir befürchteten, Öster-
reich könne zum Präzendenzfall für andere Län-
der werden. Wer kann das heute bestreiten? Alles, 
was angekündigt wurde, was die Kritik ansprach, 
ist auch eingetreten. Positionen, die damals noch 
ein Skandal waren, wurden in der Zwischenzeit 
zur Normalität und diese Zustände wurden nicht 
bloß – doch sehr wohl auch – durch die Einbin-
dung von Haiders Bewegung in die Regierung le-
gitimiert. Die Hoffnung, die Freiheitlichen könnten 
durch Ministerämter gezähmt und verantwortli-
cher werden, ist widerlegt.
Die typische Mine des Jörg Haider war das schie-
fe Lächeln, mit dem er so manche Ungeheuerlich-
keit sagte, womit er den einen bedeutete, er pro-
voziere bloß und meine das, was er erklärte gar 
nicht so ernst, während er dem harten Kern des 
Rechtsextremismus damit bewies, einer der ihren 
zu sein. Strache und Gudenus beherrschen dieses 
Doppelspiel gar nicht. Sie brauchen es auch nicht. 
Sie zielen offen darauf, in anderen Zeiten zu leben. 
Diese freiheitlichen Politiker wollen Verhältnisse 
jenseits derer, die wir seit 1945 anstreben. Sie sind 
die Nachfolger der Vorgänger jener Kräfte, die Eu-
ropa einmal bereits in den Abgrund stießen. 
Aber dieses Europa ist bereits verändert. Im Jahr 
2000 war, was sich in Österreich abspielt, eine sin-
guläre Erscheinung. Nun aber werden die Frei-
heitlichen durch den Rechtsextremismus in an-
deren Ländern – ob in Ungarn oder in Polen 

ANDERE ÜBER …

KOMMENTAR

Die FPÖ ist nicht 
gezähmt
Noch gefährlicher als ein schwarzblauer Pakt wäre Rot-Blau: 

für die Zivilgesellschaft und für die Menschenrechte.

KOMMENTAR: DORON RABINOVICI

ZUR PERSON

Doron Rabinovici

Der Schriftsteller Doron Rabi-
novici, 1961 in Tel Aviv geboren, 
lebt seit 1964 in Wien. Seine 
Prosa, Hörspiele und Theater-
stücke wurden mehrfach aus-
gezeichnet. Im Jahr 2000 gab 
er „Republik der Courage. Wi-
der die Verhaiderung“ (gem. 
mit Robert Misik) im Aufbau 
Verlag heraus. Weitere Publika-
tionen: „Neuer Antisemitismus? 
Eine globale Debatte“ (Ko-Hg., 
edition suhrkamp, 2004). „Pa-
pirnik.“ (edition suhrkamp, 
1994), „Suche nach M.“ (Suhr-
kamp, 1997). „Instanzen der 
Ohnmacht. Wien 1938-1945. 
Der Weg zum Judenrat.“ (Suhr-
kamp 2001). „Ohnehin“ (Suhr-
kamp, 2004). „Andernorts“ 
(Suhrkamp, 2010). Aktuell: 
„Die Außerirdischen“ (Suhr-
kamp, 2017). Rabinovici war im 
Jahr 2000 ein Mit-Initiator der 
Demonstration gegen eine FPÖ-
Regierungsbeteiligung.

– bestärkt. Im Weißen Haus amtiert ein neuer 
Präsident. Die Freiheitlichen bewundern Donald 
Trump. Sie sehen sich im Trend. Die Angriffe auf 
die liberale Demokratie sind stärker denn je, und 
in der FPÖ ist eine Burschenschaftsclique an der 
Macht, die es sehr ernst meint.
Noch gefährlicher als ein schwarzblauer Pakt wäre 
indes Rotblau für die Zivilgesellschaft und für die 
Menschenrechte. Die Sozialdemokratie in der Op-
position war ein Garant der demokratischen Wer-
te. Unter Schwarzblau war zumindest auf die so-
zialdemokratische Opposition Verlass. Damit ist 
es nun vorbei. Schlimmer noch: Im Bündnis mit 
den Freiheitlichen würde die SPÖ von innen her 
korrumpiert.
Jetzt schon verfehlt der sogenannte Kriterienkata-
log sein Ziel: Die Sozialdemokratie wirkt gespal-
ten. Die SPÖ wollte die Debatte auf diese Weise 
beenden, doch ist sie nun vollkommen darin ver-
fangen. Zudem desavouiert sie sich und erntet da-
für von den Freiheitlichen nur Hohn, denn der 
Kriterienkatalog ist so formuliert, dass er nichts 
besagt. So wird Rotblau nicht zur Drohkulisse, 
sondern nur zur Legitimationsformel und zum 
Sanktus für Schwarzblau.
Die Strategie geht nicht auf. Sie ist ein Fehler. Wer 
früher SPÖ wählte, gab eine Stimme gegen ei-
nen Pakt mit der FPÖ ab. Für viele ein zentraler 
Grund, sich für sie zu entscheiden. Dieses Argu-
ment nutzte Michael Häupl in Wien, aber auch 
Alexander Van der Bellen für den Kampf um die 
Hofburg. Emmanuel Macron errang damit seinen 
Triumph. Es gibt eine Mehrheit gegen die Koaliti-
on mit den Rechtsextremen. Wer diese Mehrheit 
nicht umwirbt, wird verlieren.

Dieser Kommentar ist eine leicht erweiterte Version ei-

nes Videokommentars für das Nachrichtenmagazin „pro-

fil“ und erscheint mit dessen freundlicher Genehmigung.
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